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Poanuirerben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 

in Luas BRD 
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Teilnehmer und Teil- 
nehmerinnen der 
„Karawane für die 

Rechte der Flüchtlin- 
ge und MigrantIn- 

nen“ grüßen die poli- 

tischen Gefangenen 
aus der RAF und ihre 
Angehörigen 


Wir möchten euch auf eure Grußadresse 
hin unsere solidarischen Grüße senden. Wir, 
das sind TeilnehmerInnen aus der Kern- 
gruppe der „Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen sowie Mit- 
glieder des Internationalen Menschen- 
rechtsvereins Bremen e.V“. 

Ihr Angehörigen der politischen Gefan- 
genen in der BRD habt mit eurer Grußa- 
dresse an uns und die gemeinsame Aktion 
vieler Flüchtlingsorganisationen, antirassi- 
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Trotz Niederlage ir im n Zivilverfahren 


Staatliche Selbstmord- 
version erschüttert 


Te 


WOLFGANG GRAMS. "m. 


Ko 
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Bild: Karawane in Wiesbaden. Weitere Berichte 


stischer Initiativen und von MigrantInnen 
ein Zeichen der Solidarität für die Stärkung 
unseres gemeinsamen Aufbruchs im Kampf 
um unsere Menschenwürde und Men- 
schenrechte gesetzt. 

Wir stehen gemeinsam mit euch für ei- 
nen Geist des Internationalismus, eine Po- 
litik und einen Kampf von unten für gleiche 
Rechte und für ein menschenwürdiges Le- 
ben hier und überall. 

Deshalb haben wir im Laufe der Karawa- 
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Das s Landgericht Bonn hat am 29. Sep- 
tember die Klage der Eltern Grams auf Er- 
stattung der Beerdigungskosten von Wolf- 
gang Grams durch die Bundesrepublik 
zwar zurückgewiesen. Fs hält den Beweis 
für die Auffassung der Eltern und ihrer 
Rechtsanwälte (und darüber hinaus von 
vielen anderen Menschen), daß Wolfgang 
Grams durch Beamte der GSG 9 erschos- 
sen wurde, für nicht erbracht. Doch gleich- 
zeitig räumt das Gericht ein, daß auch die 
staatliche Selbstmordversion nicht erwie- 
sen sei. Die „Welt“ (30.9.) zitiert den Vor- 
sitzenden Richter mit den Worten: „Wir 
bewegen uns im dunkeln, wir kommen 
nicht zu einem erwiesenen Selbstmord 
und nicht zu einer erwiesenen Fremdtö- 
tung.“ 

Die Möglichkeit, die Tötung von Wolf- 
gang Grams lückenlos zu beweisen, ist 
durch die vielfache Vernichtung von Be- 
weismitteln durch das BKA und im Zuge 
der gerichtsmedizinischen Untersuchun- 
sen sehr erschwert. Vor diesem Hinter- 
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ne auch euren Forderungen z.B. bei Kund- 
gebungen vor Abschiebeknästen praktisch 
Ausdruck gegeben und sie unterstützt. 

Wir kämpfen weiter gemeinsam gegen Ras- 
sismus, Knäste, Kapitalismus und für gleiche 
und soziale Rechte sowie für solidarische, 
herrschaftsfreie Gesellschaften weltweit. 
Freiheit für alle politischen Gefangenen welt- 
weit! 

TeilnehmerInnen aus der Kerngruppe der Ka- 
rawane 
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grund ist beachtenswert, daß das Bonner | ; 
Í andgericht der Schweriner Staatsanwalt- : 
schaft, die seinerzeit die Ermittlungen . 
führte und einstellte mit der Erklärung, es ; 
seierwiesen, dab sich Wolfgang Grams den ; 
tödlichen Schuß selbst beigebracht habe, 
direkt widerspricht. Die staatliche Selbst- £ 
mordversion, die historische Wahrheit zu ; 
sein beansprucht und diesen Anspruch u.a. ; 
mit Strafverfahren und Pressezensur (z.B. 
gegen das Angehörigen Info) durchzuset- ; 
zen versucht, ist damit erschüttert. Die : 
Bundesrepublik Deutschland hat sich von ; 
dem Verdacht, einen politischen Gegner, . 
der bereits wehrlos war, getötet zu haben, | 
nicht reinwaschen können. Das ist, trotz į 
der Niederlage im Zivilverfahren, ein wich- ; 
tiger Erfolg. 
Die Forderung nach Aufklärung der To- ; 
desumstände von Wolfgang Grams bleibt 
aktuell. Der Staat darf mit der gezielten 
Vernichtung von Beweismitteln, mit derer ; 
die Aufklärungder Wahrheit zu verhindern 
nicht durchkommen. (Red.) 
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Bericht zur internationalen Konferenz für die Freiheit der politischen Gefangenen in Buenos Aires vom 12.-14.9. 


Erfahrungsaustausch und Vorschläge 
für die weitere Arbeit 


Argentinien — das Land der 30.000 Ver- 
schwundenen und des unermüdlichen 
Kampfes der Angehörigen und Freunde/in- 
nen für eine Aufklärung und Bestrafung der 
Verbrechen der Diktatur. Fast alle Compa- 
ner(@s aus Argentinien, die an der Konferenz 
teilnahmen oder sie organisierten, waren in 
der einen oder anderen Weise von der Dik- 
tatur betroffen: durch das Verschwinden 
nächster Angehöriger und Freund/innen, 
durch Folter, Gefangenschaft oder Exil. 
kingeladen zu diesem internationalen 
Treffen hatte die comision Argentina por la 
libertad de los preso@ politie@sö. Sie arbei- 
tet seit über zehn Jahren zusammen, Men- 
schen, die aus bewaffneten Gruppen der 70er 
Jahre kommen, Anwälte ... und eine neuere 
anarchistische Gruppe. Seit 1989 unterstüt- 
zen sie besonders die 20 Gefangenen der 
MTP ( movimiento Todos por la Patria), die 
aufgrund der Besetzung der Tablada-Kaser- 
nein Gefangenschaft kamen, während 29 ih- 


ärung 

nationalen Treffens 

für die politischen 
Gefangenen 


‚ Angesichts der ungerechten und schwer- 
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wiegenden Situation, welche die politi- 
schen Gefangenen in der Welt quält, den 
Verletzungen ihrer elementarsten Rechte, 
weil sie Opfer widersinniger Urteile sind, 
die in keinster Weise den einfachsten juri- 
stischen Prinzipien standhalten. Und in ei- 
nigen Fällen abgeurteilt von Richtern oh- 
ne Gesicht, wie im Falle Perus. 

Wir, die in Buenos Aires, Argentinien, 
vom 12. bis 14 September, versammelten 
Humanitären Organisationen, die der Ver- 
teidigung der umfassenden Menschen- 
rechte verpflichtet sind, sind der Zielset- 
zung des Vrfahrungsaustausches, unter 
Finbeziehung der Aktualisierung von In- 
formationen und der Debatte von Arbeits- 
alternativen sowie weitere Organisationen, 
die für die Politischen Gefangenen kämp- 
fen, nachgekommen. 

Wir sind gleichfalls, ausgehend von der 
uns gemeinsamen Realität, zu der Schluß- 
folgerung gekommen, daß die Politik des 
Neoliberalismus mit dem Knast - wenn 
nicht den Tod - jedwede Aktion unter- 
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rer companer@s von den Militärs umge- 
bracht wurden. Es gab keine Verletzten nach 
dieser Aktion. Ein Hauptmotiv ihrer Beset- 
zungsaktion war die Verhinderung eines Mi- 
litärputsches. 

Der erste Tag der Konferenz war eine öf- 
fentliche Veranstaltung, zu der hauptsäch- 
lich verschiedene Menschenrechtsgruppen, 
Anwälte oder politische Organisationen aus 
Argentinien eingeladen waren und die inter- 
nationalen Delegierten sich vorstellen soll- 
ten. Ca. 150-200 Menschen nahmen teil. Zu 
den hier bekannteren Organisationen 
gehören wohl die madres del plaza de mayo 
sowie die abuelas (Omas) und die 1995 ge- 
gründete Gruppe der Kinder von Ver- 
schwundenen (H.1J.OS.). An der Be- 
grübungsrede von Oswaldo Bayer und dem 
Durchschnittsalter der Anwesenden zeigte 
sich, daß hier hauptsächlich Menschen ver- 
sammelt waren, die um die 20 Jahre politi- 
schen Kampf und Solidaritätsarbeit in sich 
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drückt, die sich gegen der Plan von Hun- 
ger und Misere für die Völker dieser Welt 
wendet. 

Demzufolge haben wir unseren Willen 
bekräftigt diese vielfältige Ungerechtigkeit 
anzuklagen und die Umsetzung folgender 
Vorschläge verabschiedet: 

1) Angesichts von Notsituationen der Po- 
litischen Gefangenen die höchste Wach- 
samkeit („Roter Alarm“) beizubehalten. 
2) Die Situation spezifischer Fälle, wie die 
der Personen, die schwere, in vielen Fällen 
tödliche Erkrankungen erleiden und sich 
in Haft befinden, wie im Fall Chiles, Perus, 
Puerto Ricos, dem Spanischen Staat usw., 
anzuklagen. 

3) Eine Delegation bestehend aus interna- 
tionalen Organisationen zu organisieren 
und nach Peru zu entsenden, um sich dort 
für die 7.000 Politischen Gefangenen zu 
verwenden. 

4) Fine organisatorische Instanz zu schaf- 
fen, welche es den Anwälten unserer Or- 
ganisationen ermöglicht eine Arbeit über 
das Internationale Recht zu initiieren. 

5) Das Internationale 'Ireffen für die Poli- 
tischen Gefangenen, das in Berlin, 
Deutschland, im April 1999 stattfinden 
soll, zu fördern, dafür zu mobilisieren und 
daran teilzunehmen. 

6) Koordination der Information. 

7) Es wurde ein fester Tag pro Woche für 
die dauerhafte Kommunikation festgelegt. 
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tragen. 

Nach dem Verlesen von Grußbotschaften 
aus Mexiko (FZLN) und Uruguay (MLN), 
die persönlich nicht kommen konnten, wur- 
den die Länderberichte vorgetragen. Beson- 
ders ergreifend war die Rede von Teofil, dem 
Companero aus Peru, der auch dazu sprach, 
wie sehr sich die Bedingungen nach der Bot- 
schaftsbesetzung in Peru und ihrem bruta- 
len Ende, verschlechtert haben. Diskussio- 
nen oder auch Fragen gab es nach den Vor- 
trägen und Informationen leider nicht, dafür 
aber weitere Beiträge von den madres, und 
anderen argentinischen Organisationen, die 
ihre Freude und die Besonderheit dieses in- 
ternationalen Zusammentreffens ausdrück- 
ten. Betont wurde, daß die Gefangenen ge- 
fangen sind, weil sie Revolutionäre sind, und 
eine Unterstützungsarbeit zu ihnen auch die 
Unterstützung ihrer/unserer Ziele beinhal- 
tet. 

Der Titel unserer für April geplanten in- 
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Zu versuchen, eine Website im Internet zu $ 


unterhalten, die es uns ermöglicht, die . 


ganze Welt zu erreichen. 


8) Wir haben vereinbart, den 10 Dezem- . 
ber als Internationalen Tag des Kampfes į 
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für die Freiheit der Politischen Gefange- : 


nen festzulegen. 


FREIHEIT FÜR DIE POLITISCHEN : 


GEFANGENEN! 
Buenos Aires, den 14. September 1998 


Dolores Lopaz und Veronica Brito Castro, ODEP : 
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- Organización de Defensa Popular (Chile) - Mi- : 
kel Korta, Gestoras Pro Amnistia (Pais Vasco - i 


Espana) - Gabrielle Hanka, Initiative Libertad & 
l ‘$ 
(Alemania) - Teofilo Aparicuba, Casa Andina de : 


Solidaridad (Peru) - Dres. Aurea Rodriguez und ; 
Luis Nieves Falcon, Comité Pro Derechos Hu- & 


manos de Puerto Rico (Puerto Rico) - Breno Alt- & 


man, Maria Rodriguez de Assis Azevedo und į 


l'stala Aranha, Comité por la Liberación de los & 
Presos Políticos Internacionalistas (Brasil), Dani- : 


el Azevedo und Gabriel Noronha Araujo, Consel- ; 
ho Estadual de Defesa Dos Dereitos da Pessoa : 
Humana (Brasil)- Gustavo Garcia, AFFAP (Esta- & 
do Espaniol) - Lilia Diaz Herrera, Rep. de las Pri- : 


soneras de Chile (Chile) - Nenina Boulliet und 
Nelida Rodriguez, Comisión Argenita por la Li- 
bertad de los Presos Políticos (Argentina) - Carlos 
Zamorano, Graciela Remblun, Hector Trajtem- 
berg, Liga Argentia por los Derechos del Hombre 
(Argentia) - Maria Baraldo und Carlos Orzaocoa, 


Comissión Libertad a los Presos Politzicos - Cor- & 


doba (Argentia) 
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Chile: Polizeiter- 
ror gegen Allen- 
de-Ehrung. Bei 
Auseinanderset- 
zung anläßlich 
des 25. Jahresta- 
ges des Putsches 
wurden in Chile 
mindestens zwei 
Demonstranten 
getötet und 77 
verletzt. Hunder- 
te wurden festge- 
nommen, als die 
Polizei gegen eine 
Demonstration 
vorging. 
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ee Konferenz in Berlin - Befsie. 


dung oder Befreiung - und die Vorstellung der 
bisherigen inhaltlichen Schwerpunkte wur- 
de mit großem Interesse aufgenommen. 
Nach Finde der Veranstaltung ging es erst 
richtig los, Interviews von den argentini- 
schen Organisationen für ihre Zeitungen, 
viele Fragen zur Situation in Europaetc. Und 
eine nette Feier. 

Am folgenden Tag, an dem die meisten Be- 
sucher/innen der Veranstaltung auch wieder 
teilnahmen, gab es eine Diskussionsrunde, 
in der ausführlicher auf die Situation der po- 
litischen Gefangenen eingegangen wurde 
und welche Unterstützungsarbeit es zu ih- 
nen gibt. Daraus entwickelten sich Vorschlä- 
ge für eine konkrete und verbindliche Zu- 
sammenarbeit. Unter anderem wurde ver- 
einbart, eine internationale Delegation nach 
Peru zu entsenden, der 10. Dezember als In- 
ternationaler Tag für die politischen Gefan- 
genen weltweit wurde aufgegriffen und zur 
internationalen Arbeitskonferenz in Berlin 
Ostern 1999 aufgerufen. Diese Vereinbarung 
wurde anschließend in einer Pressekonferenz 
vorgetragen (siehe Deklaration). 

Über politische Gefangene in Europa gab 
cs sehr wenig Wissen, am meisten noch über 
Baskenland und Italien. Die RAF war eini- 
gen bekannt, auch die Auflösung von April, 
aber daß und wie viele Gefangene wie lange 
schon im Gefängnis sind, nicht, von AD in 
Frankreich oder Belgien CCC schon gar 
nicht. Da auch einige Anwaltsgruppen ver- 
treten waren, gab es einen Diskussionsstrang 
an der Frage: politische oder juristische Ver- 
teidigung, "steht das konträr etc. Es wurde 
fes tgehalten, daß es nicht im Widerspruch 
stehen darf, sondern als etwas Ergänzendes. 
Eine Position war, in politisch schwachen 
Zeiten sei doch eher eine rein juristische Ver- 
teidigung angesagt, während dagegen gesagt 
wurde, daß politische Aktionen niemals den 
politischen Gefangenen schaden. 

Ein weiterer Ber eich waren die Folgen von 
Gefangenschaft bei den Familien, zu denen 
eine Psychologin etwas vortrug. Insgesamt 
fand ich es inhaltlich für diese kurze Zeit sehr 
vollgeladen. Auch von daher wurde be- 
schlossen, die Diskussionen in Berlin ge- 
meinsam fortzusetzen und bis dahin schrift- 
lich zu kommunizieren. 
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Am nächsten lag, Montag, verteilten wir 
uns auf die vier Knäste, in denen politische 
Gefangene sitzen. Ich besuchte mit anderen 
Companer@s die 12 gefangenen Männer 
der‘Tablada, die seit 9 Jahren keinen Hofgang 
im Freien haben. Der Besuch fand mit allen 
zusammen in einem Raum statt, und wir 
führten Gespräche in kleinen Gruppen: über 
unser '[reffen der vergangenen zwei lage, 
welche Konsequenzen es hat, über ihre Ak. 
tion (Besetzung der Kaserne), ihre Gründe 
und Einschätzungen, ihre Bedingungen, wie 
sieht es aus mit den revolutionären Bewe- 
gungen in den verschiedenen Ländern ... 
(überall wurde ich gefragt, wie es ist nach der 
Wiedervereinigung) und darüber, wiesiesich 
an einer internationalen Diskussion beteili- 
gen können. Nach zwei Stunden verließen 
wir diesen Knast, der aussieht wie Alcatraz 
und im Eingangsbereich eine Gedenktafel 
für die Generäle aus der Diktaturzeit hängen 
hat. 

Mit der Pressekonferenz am Nachmittag, 
die teilweise im Fernsehen gesendet wurde, 
endete das Treffen. Im kleineren Kreis be- 
sann die Vorbereitung für eine Delegation, 
die noch dieses Jahr nach Peru geschickt wer- 
den soll, um dort Druck auf die Fujimori-Re- 
gierung zu machen, während parallel in den 
Ländern um den 10.12. herum Aktionen an 
Konsulaten oder anderen peruanischen Ein- 
richtungen verabredet wurden. Peru wurde 
einstimmig als das Land mit den krassesten 
Haftbedingungen gesehen. 

Libertad! 


Wer Interesse hat, die Delegation zu unter- 
stützen oder sich daran zu beteiligen, möchte 
sich bitte an uns wenden. Ebenso, wer weitere 
Informationen zum Treffen in Argentinien 
w ünscht. Die erste Ausgabe der Zeitung „so 
oder so“ des Organisationskomitee der inter- 
nationalen Arbeitskonferenz, wird u.a. ein In- 
terview mit einer Teilnehmerin der Tablada- 
Besetzung enthalten. 

Libertad! C/o ä3.Weltö-Haus, Westerbach- 
str. 47/H3, 60489 Frankfurtemail: kampa- 


pa libertad. dehttp //www.libertad.de 


Libertad! c/o „3.Welt“-HausWesterbachstr. 
47/H3, D-60489 Frankfurtemail: kampa- 
lihertad@link-f.rhein- 
main.dehttp://wwwlibertad.des 


Brief von Giovanni Senzani 


Befriedung 


oder 
Befreiung 


Der Brief des italienischen politischen Gefan- 
genen, der sich auf das Projekt der interna- 
tionalen Konferenz im April 1999 mit dem 
Thema: Befriedung oder Befreiung bezieht, 
wurde bereits am 7. April 1998 geschrieben, 
wir können ihn a d von Übersetzungs- 
problemen leider erst jetzt veröffentlichen. 


Liebe Genos- 
 sinnen und Ge- 
©. nossen von Li- 
<x bertad, viele 
v:o. Grüfe aus lta- 
"= lien, 
< unsere inter- 
= nationalisti- 
sche Initiative 
zu der Befrie- 
« dung oder Be- 
freiung der po- 
litischen Gefangenen durchbricht die Stil- 
le über die Frage ihrer Befreiung und stellt 
sie in die richtigen Zusammenhänge, in 
dem wir sie in die internationale Dimensi- 
on des weltweiten Zusammenstoßes für die 
Befreiung von Unterdrückung und Ausbeu- 
tung stellen. 

Sie geht den Weg weiter, der auf dem 500- 
Jahre- Conquista- -Kongreß 1992 begonnen 
hatte, und läßt ihn bedeutungsvoll hinter 
sich. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
über die Administrativ-Haft im besetzten 
Palästina sprechen. 

Am anderen Ufer des Mittelmeers hat der 
israelische Staat eine neue Methode erfun- 
den, die Gegner zu unterdrücken und sie de- 
finitiv auszuschalten: die Administrativ- 
Haft, von der schon mehr als 800 Palästı- 
nenser betroffen sind. Mit dieser Maßnah- 
me können die israeli- = 5 
schen Besatzungs- ™ 
streitkräfte jeden Ti r p 


Palästinenser in den ° 
Knast stecken, ohne ei- "s 
ne Begründung dafür i 
geben zu müssen ! 

außer der der allgemei- " 
nen Sicherheit des 

Staates und der Ge- 
fährlichkeit einer Per- 
son. Auch wenn die is- 

raelischen Richter nicht E. 
genügend Gründe finden, 


die Haft eines Palästinensers zu rechtferti- 
gen, können die Besatzungskräfte seine 
Freilassung blockieren, indem sie eine Ad- 
ministrativ-Haft für sechs Monate erlassen, 
die verlängerbar ist. Also ungesetzliche re- 
striktive Maßnahmen ohne zeitliche Be- 
schränkungen, weil es kein Limit für seine 
Verlängerbarkeit gibt. Diese Art von Haft ist 
nur in Palästina vorgeschen! 

Ahmed Oatamesh befindet sich seit 6 Jah- 
ren in Administrativ-Haft, und das Dekret 
wurde bereits zehnmal verlängert. So ist es 
mit vielen Militanten. 

Das sind die viel besungenen „Men- 
schenrechte“, die die israelische Demokra- 
tie so gerne in den Mund nimmt! 

In Wirklichkeit sind die strategischen In- 
teressen der Zionisten und des Westens im 
Nahen Osten so stark und der Wider- 
stand des palästinensischen Volkes 
und Proletariats so verwurzelt und be- 
gründet, daß sogar die viel gerühmten 
demokratischen Regeln annulliert 
werden. 

Das besetzte Palästina ist in der ei- 
sernen Faust des israelischen Militär- 
regimes. Jede Opposition zum soge- 
nannten lriedensprozeß, die sich in 
dem ganzen Gebiet durchsetzen will, 
wird verhindert und zum Schweigen 
gebracht. Mit der unerbittlichsten mi- 
litärischen Repression auf der Straße 
(die Besatzungskräfte haben ein Sy- 
stem der Apartheid geschaffen, das 
stärker und umfassender ist, als das in 
Südafrıka war, trotz der scheinbaren 
Autonomie der besetzten Gebiete) 
und mit der Vernichtungshaft der Mi- 
litanten des Widerstandes. Die einzi- 
ge akzeptable Lösung für den israeli- 
schen Staat wäre die politische Aner- 
kennung jenes amerikanischen und 
zionistischen Stabilisierungsprozesses (der 
heute die Verträge von Oslo darstellt), ge- 
gen den Qatamesh seit Jahren mit dem palä- 
stinensischen Volk kämpft. Als Alternative 
dazu gibt es für den, der sich „diesen Hut 
nicht aufsetzen will“, wie Qatamesh 
schreibt, Knast bis zum Ende, um seinen 
Widerstand und seine politische Identität 
zu brechen (1). 

Die tragische Realität der Administrativ- 
Haft wurde durch die Mitwisserschaft der 
palästinensischen Autorität ermöglicht, die 
ihrerseits die palästinensischen Knäste mit 
den Gegnern des Friedensprozesses füllt 
und die Aktionen der Besatzungskräfte le- 
gitimiert. 

Das ist die verborgenen Realität, die man 
unter dem Schweigen begraben möchte auf 
Kosten der Revolutionäre und der palästi- 
nensischen Proletarier, um den Frieden in 
der Region zu erreichen. Jede Mißbilligung 
wird unterdrückt, darin finden sich die isra- 
clischen Besatzungskräfte und die palästi- 
nensische Autorität von Mr. Arafat in trau- 
ter Finigkeit und handeln in perfekter Ko- 
operation. 

Die Rolle der Administrativ-Haft, der Oa- 
tamesh und Hunderte seiner Genossen un- 
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terworfen sind, zu denunzieren und konkret 
internationalistische Solidarität in Italien 
und Europa auszudrücken, bedeutet, die 
früheren und aktuellen Ursachen des Kamp- 
fes für die Befreiung des palästinensischen 
Volkes in den Vordergrund zu stellen. Um so 
mehr heute, in einer Situation, in der die 
palästinensische revolutionäre Bewegung in 
einer Krise steckt. Die internationale Di- 
mension des Zusammenstoßes zwischen 
Imperialismus und Revolution erfordert un- 
aufschiebbar die Notwendigkeit des prole- 
tarischen Internationalismus in jedem Teil 
der Erde und verbindet untrennbar jeden 
Prozeß des Kampfes, im Zentrum und in der 
Peripherie. Nicht eine oberflächliche Soli- 
darität treibt die Revolutionäre und die eu- 
ropäischen Proletarier zur Mobilisierung ge- 


gen die Administrativ-Haft von Qatamesh 
und Genossen an, sondern die latsache, daß 
sie als kämpfende Klasse die gleichen Be- 
weggründe haben. In der Ära der Globali- 
sierung kann der proletarische Kampf nur 
international sein! 

Die Befreiung von Ahmed QOatamesh ist 
wie die von Tausenden politischen Gefan- 
genen, eingesperrt hierin Europa undin den 
Knästen auf der ganzen Welt, Teil des pro- 
letarischen Kampfes. 

Seit Jahren ist schon eine internationale 
Kampagne ım Gange, um zu verhindern, 
daß der schwarze Militante Mumia Abu-Ja- 
mal, seit 15 Jahren in der lodeszelle, hinge- 
richtet wird. Das einzige Hindernis gegen 
den Versuch, ihn zu ermorden, ist eine wirk- 
lich internationale Mobilisierung, die Mu- 
mia unterstützt und weiter anwächst. 

Im Dezember gab es in den ganzen USA 
massenhaft Demonstrationen, und ein 
großes Treffen in San Francisco mit 5000 
Leuten hat seine Freilassung gefordert. In 
anderen Ländern gab es viele weitere. 

Aber der Weg ist immer noch lang und die 
internationale Solidarität mehr denn je not- 
wendig, denn der Henker steht direkt hin- 
ter ihm. Die Neigung der USA zur Todes- 


strafe als politische Instrument der sozialen 
Kontrolle wächst mit der Unannehmbarkeit 
der revolutionären Identität von Mumia 
und macht seine Exekution noch zwingen- 
der. Inzwischen hat die Repression noch ei- 
nen Schritt.nach vorne gemacht, in dem es 
Mumia gesetzlich verboten wurde, mit Leu- 
ten draußen zu schreiben und zu kommu- 
nizieren. Man versucht so, einen Schwarz- 
en der Black Panther Party und Move noch 
mehr zu isolieren und die „Stimme der 
Stimmlosen“ auszulöschen, die aus dem In- 
neren der Gefängnisse für die Verteidigung 
der Unterdrückten der Erde spricht und die 
Mystifikationen der Demokratie und des 
Kapitals enthüllt. (2) 

Wie in dem Fall des Palästinensers Oata- 
mesh ist es die revolutionäre politische Iden- 
tität von Mumia, die man zer- 
stören möchte. Die Geschichte, 
die er verkörpert, und seine Ge- 
genwart in den Kämpfen. Ab- 
schwören oder Vernichtung. Das 
sind keine außergewöhnlichen 
Fälle, sondern ist die Lebensrea- 
lität von Tausenden politischen 
Gefangenen auf der ganzen Welt. 

Am 27. März 1998 ist eine De- 
monstration in Washington (Je- 
richo 98) geplant, die Befreiung 
der 61 politischen Gefangenen in 
den US-Sicherheitsknästen zu un- 
terstützen. Schwarze, spanische, 
puertoricanische, natives, norda- 
merikanische weiße Genossen, die 
seit vielen Jahren unter den härte- 
sten Bedingungen für ihre Ideen 
und für ihren Kampf gegen den 
Yankee-Imperialismus in seinem 
Inneren im Knast sind. 

In Peru hat der peruanische 
Staat in Zusammenarbeit mit 
dem US-Imperialismus und den Staaten der 
G7/GS auf den Kampf um die Befreiung der 
Genossen aus der MRIA mit einem Massa- 
ker an den Genossen in der Japanischen Bot- 
schaft in Lima geantwortet. Hunderte Mi- 
litante der PCP leben unter unmenschli- 
chen Bedingungen in den Militärgefängnis- 
sen, verstreut an den entlegensten und un- 
zugänglichsten Orten des Landes. Einige 
befinden sich isoliert in unterirdischen Knä- 
sten. Ähnlichen Bedingungen sind den Ge- 
fangenen der Guerilla auf den Philippinen 
aufgezwungen. 

In der Türkei ist in den letzten Jahren ei- 
ne wahre Vernichtung der türkischen und 
kurdischen revolutionären Gefangenen im 
Gange, die seit vielen Monaten in extremen 

Kampfformen mündet. Sogar viele Persön- 
lichkeiten der internationalen Parteien wa- 
ren gezwungen, für die Finhaltung der 
„Menschenrechte“ Druck auf den türki- 
schen Staat auszuüben. 

In Europa akkumulieren die politischen 
Gefangenen Jahrzehnte Sicherheitsknast, 
von Nordirland bis Spanien, von Italien und 
Frankreich bis Belgien und Deutschland, wo 
der Staat scheinbar entschieden hat, das Ka- 
pitel der Kämpfe der 70er und 80er Jahre zu 


schließen, in dem er die zehn (inzwischen 
noch neun - Red.) Gefangenen, die der an- 
dauernden Isolation und den „staatlichen 
Selbstmorden“ widerstanden haben, im 
Knast einmauert. 

Diese Realität stellt mit Nachdruck die 
Frage der Befreiung der politischen Gefan- 
senen auf dem Feld der internationalen 
Mobilisierung und des internationalen 
Kampfes, weil die Gefangenen lebendiger 
Teil der Erinnerung und der Zukunft der 
Klassenbewegung sind. 

Wie auf dem 2. Internationalen 'Ireffen 
für die Menschlichkeit und gegen den Neo- 
liberalismus in Madrid formuliert wurde, 
„sind die Gefangenen integrierender und 
sinnbildlicher Teil der verschiedenen 

Kämpfe“, dal der Anspruch der Staaten, 
„sie als Geiseln für die Schwächung und Be- 
endigung jeden Widerstandes zu benut- 
zen“, bekämpft werden mul. 

Wenn das „Neue Manifest des Weltkapi- 
talismus“ das Abkommen über die „Konsti- 


tution der vereinigten Weltwirtschaft“ 
einschließt, in der die Staaten als Diener der 


Multinationalen fungieren, um das MAI 
(Multilaterales Abkommen über Investitio- 
nen) zu stabilisieren, das im Rahmen der 
OECD unterzeichnet wurde, wird klar, daß 
wir uns am Anfang einer neuen Ara befin- 
den, in der das Recht des Stärkeren unan- 
getastet bleibt und es sogar militärisch ge- 
sen alle Proletarier und alle Völker dureh- 
gesetzt wird. 

Die Staaten verwandeln sich in einen rei- 
nen Sicherheitsapparat der Megaunterneh- 
men, die der Neoliberalismus aufbaut, wie 
Subcommandante Marcos sagt, jeder Dis- 
sens wird vernichtet, jeder Widerspruch 
wird begraben, wie der, den die politischen 
Gefangenen darstellen, die die Sicherheits- 
knäste in den verschiedenen 'leilen der Er- 
de füllen. 

Die Administrativ-Haft, die für den Palä- 
stinenser Qatamesh reserviert ist, wie die 
Todeszelle für Mumia Abu-Jamal zeigen die 
grundsätzliche Tendenz auf, und mit dieser 
internationalen Dimension der Repression 
muß die Klassenbewegung rechnen, die für 
die Befreiung aller politischen Gefangenen 
kämpft. 


„Nie werden wir ohne sie frei sein. Nie mehr 
eine Welt ohne uns. Nie mehr eine Welt oh- 
ne sie.“ 

Free Ahmed OQatamesh, Free Mumia 
\bu-Jamal, Free all political prisoners in the 
world! 

Good work and solidarity to all of vou in 
the meeting. A warm ciao with love and 
strength from the South. 


Giovanni Senzani 
(1) Siehe das Buch: Ahmed Oatamesh, Non met- 
terò il vostro cappello. Diario dalle stanze d’inter- 
rogatorio israeliane. Edizioni della Battaglia, Paler- 
mo, 1998 
(2) Mumia Abu-Jamal, Ich schreibe, um zu leben. 
Zeugnisse eines zum Tode Verurteilten. Atlantik, 
1997 


Leserbrief zu Karl-Heinz Delfwo 


bleibt die Suche nach einer 
wahrhaft menschengerechten 


Gesellschaft 


Der folgende Leserbrief erschien leicht 
gekürzt ebenfalls in der taz am 23.9. 


In einem langen Interview mit Karl-Heinz 
Dellwo in der taz vom 27./28. Juni 98 sind 
aus unserer Sicht viele Themen für die heu- 
te anstehende Auscinandersetzung ange- 
schnitten worden. Wenigstens auf eines wol- 
len wir heute endlich reagieren. 

Seit dem Hungerstreik der Gefangenen 
aus RAF und Widerstand vom Frühjahr 1989 
setzen wir uns für eine gesellschaftliche Dis- 
kussion unter ihrer Beteiligung ein. Das In- 
terview ist für uns ein Beitrag in diesem Pro- 
zeb. 

Auch wir fragen uns: Mußte sich die da- 
malige Konfrontation in einen solch aus- 
weglosen „Krieg“ bzw. „Niederlage“ zuspit- 
zen? Welche Alternativen hätte es dazu ge- 
geben, bzw. was sind die Möglichkeiten heu- 
te? Zu kurz scheint uns in dieser Betrachtung 
der Konfrontation Staat- RAF die Beachtung 
der Gesellschaft in ihrer ganzen Bandbreite 
zu kommen, auch im jetzigen Blickwinkel 
Dellwos. 

In dem Interview äußert er Zweifel, daß die 
Gefangenen aus der RAF im Herbst 1977 im 
Stammheimer Gefängnis ermordet wurden. 
Wir sind jedoch nicht bereit, unsere Zweifel 
an der Selbstmordversion allzu schnell bei- 
seite schieben zu lassen. Es geht uns nicht 
darum, diese Frage zu tabuisieren, doch se- 
hen wir seine Meinung nicht ausreichend be- 
gründet. 

Für uns ist der Verdacht des staatlich an- 
geordneten dreifachen Mordes an Andreas 
Baader, Gudrun Ensslin und Jan Carl Raspe 
und eines versuchten Mordes an Irmgard 
Möller nicht unbegründet. Im einzelnen: 

1. Dellwo meint, eine solche Ermordung 
wäre für eine deutsche Nachkriegsregierung 
zu abträglich gewesen. Er berücksichtigt 
nicht, daß es keine rein deutsche Geheim- 
dienstäktion war, sondern andere Geheim- 
dienste wohl federführend waren. Dies legt 
sich angesichts der Anti-Nato- bzw. Anti- 
USA-Aktionen der RAF dieser Zeit nahe. 
Wenn sich der CIA, wie jetzt die südafrika- 
nische Wahrheitskommission als begründe- 
ten Verdacht bekannt gab, für berechtigt 
hielt, den UNO-Generalsekretär Dag Ham- 
marskjöld zu ermorden, warum sollten dann 
die RAF-Gefangenen nicht in ihr Faden- 
kreuz geraten sein? 

2. Es gab im Herbst 77 eine öffentliche Dis- 
kussion, ob man die RAl'-Gefangenen töten 
dürfe, um weitere Geiselnahmen zu verhin- 
dern; auch verständnisvolle Stellungnahmen 
der Kirchen sind dokumentiert. 


3. Dellwo sagt, die Gefangenen hätten 
„nachweislich“ über Waffen verfügt. Wir 
kennen die Quellen für seine Aussage nicht. 
Sollte er sich auf die Verurteilung der Rechts- 
anwälte Arndt und Newerla bezichen, die zu 
mehrjährigen Haftstrafen wegen Waffen- 
schmuggels ins Gefängnis ver urteilt wurden? 
Unseres Wissens bestreiten beide diese Vor- 
würfe bis heute. Die Verurteilung kam aus- 
schließlich durch die Aussagen eines Kron- 
zeugen zustande, die sie entlastenden Aus- 
sagen der damals kontrollierenden Beamten 
blieben unberücksichtigt. 

4. Zur gleichen Zeit wurde bei Festnah- 
men regelmäßig durch die Polizei von der 
Schußwafte Gebrauch gemacht, ohne Not 
und Vorwarnung, etwa nach dem Motto: Nur 

tote Gefangene sind wirklich Gef: angene. 

5. Dellwo berücksichtigt nicht die kriti- 
schen Ergebnisse einer internationalen Un- 
tersuchungskommission wie die Ausführun- 
gen von Pieter Bakker-Schut, Stammheim, 
Kiel 1986, und Karl-Heinz W eidenhammer 
Selbstmord oder Mord?, Kiel 1988. 

Soweit unsere Kritik. Wir möchten die For- 
derung Karl-Heinz Dellwos unterstreichen, 
daß es dringend geboten ist, alle vorhande- 
nen Quellen zugänglich zu machen. Wir 
wünschen uns jetzt nach 20 Jahren, daß die 
Zeitzeugen von den Hintergründen spre- 
chen können. Uns geht es nicht um eine 
strafrechtliche Behandlung, sondern um das 
Begreifen der Geschichte und ein Lernen 
daraus. Wir erhoffen uns wenigstens von ei- 
nigen aus dem großen und kleinen Krisen- 
stab, Beratern und Gefängnisbeamten in 
Stammheim den Mut zum Erzählen — und 
viele Menschen, die nachfragen, damit die 
Quellen geöffnet und ausgewertet werden. 

Etwa diplomatischen Schwierigkeiten soll- 
te die BRD mit der Gelassenheit entgegen- 
sehen, wie sie die Wahrheitskommission 
Südafrikas mit ihrer Veröffentlichung an den 
Tag legte. Ziel einer gescllschaftlichen Dis- 
kussion bleibt die Suche nach einer wahrhaft 
menschengerechten Gesellschaft und der 
Weg dahin, heute mehr denn je. 

Dörthe Beyer, Hanns Heim, Christian Her- 
wartz, Helma Nastali, Solveig Kelber, Bern- 
hard Ullrich. 


PS. Im Angehörigen Info 211 vom 4.9. hat 
unterdessen der noch inhaftierte Gefangene 
aus der RAF Rolf Heißler zu Dellwos Aussa- 
gen fundiert Stellung bezogen. Im Interesse 
einer objektiven Information der Leserschaft 
ersuchen wir die taz, sich um eine Veröf- 
fentlichung dieses Beitrags in ihrem Blatt zu 
bemühen. 


Der Kampf der Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und Migrantinnen wird weitergehen 


„Diese Gesellschaft ist ein 
modernes Apartheidsystem“ 


Wir dokumentieren zwei Redebeiträge aus 
München. 


Redebeitrag der Flüchtlingsgruppe 


Liebe Mitstreiterlnnen und FreundInnen, 

wir begrüßen Euch ganz herzlich bei der 
heutigen Demonstration. Heute ist die Ka- 
rawane für die Rechte der Flüchtlinge und 
MigrantInnen auf ihrem Weg durch die 
Bundesrepublik in München angekommen. 
Unsere Gedanken gelten vor allem den vie- 
len Flüchtlingen in Deutschland, die bei 
rassistischen Anschlägen in den letzten Jah- 
ren gestorben sind. Wir denken hierbei be- 
sonders an Solingen, wo 1993 5 türkische 
Frauen ums Leben kamen. Wir denken da- 
bei auch an Lübeck, wo 1994 eine kongole- 
sische (zairische) Frau und ihre 5 Kinder 
starben. Und schließlich gedenken wir der 
88 Flüchtlinge, die in den letzten 5 Jahren 
sterben mußten bei dem Versuch, die deut- 
sche Grenze zu überschreiten, um hier Zu- 
flucht zu finden. Und wir gedenken all der 
Menschen, die in Abschiebehaft Selbst- 
mord begangen haben, weil sie keinen Aus- 
weg mehr sahen. Während wir hier zusam- 
mengekommen sind, für unsere Rechte zu 
streiten, sitzen viele Flüchtlinge in Ab- 
schiebehaft. Und viele unter uns leben tag- 
täglich in der Angst vor rassistischen Über- 
griffen. Auf der Straße, in der Arbeit und in 
unseren Wohnungen. Den Flüchtlingen, 
die man in Abschiebehaft genommen hat, 
wird vorgeworfen, daß sie nicht freiwillig in 
ihr Heimatland zurückkehren wollen. Doch 
da erwartet sie nur Verfolgung und Folter. 
Ist es wirklich ein Verbrechen, wenn diese 
Menschen nicht in eine Heimat zurück- 
kehren wollen, aus der sie flüchten mußten 
vor totalitären Regierungen, vor grausamer 
ethnischer oder ideologischer Verfolgung, 
vor Krieg oder vor Naturkatastrophen? 
Wenn Flüchtlinge aus Angst vor Folter, 
Krieg und Unterdrückung nicht freiw illig 
zurüc taimen wollen, so ist dies in Deutsch- 
land heute bereits ein Grund, diese Men- 
schen in Gefängnisse einzusperren. Und al- 
lein ihre Anwesenheit scheint für viele 
Deutscheein Verbrechen zu sein. Damit be- 
gründen sie ihren Rassismus. 

Aber, meine MitstreiterInnen und 
FreundInnen, all das ist kein Verbrechen. 

Wir werden in unseren Rechten einge- 
schränkt, unsere Lebensbedingungen wer- 
den zunehmend unmenschlicher und 
schwieriger. Wir werden der elementarsten 
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Rechte beraubt. Wie z.B. das Recht auf 
Selbstbestimmung, denn wir werden von 
den deutschen Behörden gezwungen, in 
Heimen oder Lagern zu wohnen, wo wir oft 
mit vielen anderen auf engstem Raum zu- 
sammenleben müssen. Wir sind sowohl auf 
dem privaten als auch auf dem städtischen 
Wohnungsmarkt unerwünscht. Man 
schreibt uns vor, was wirzu essen haben. Wir 
bekommen Essenspakete, auf deren Inhalt 
wir keinen Finfluß haben. D.h., wir müssen 
essen, was die deutschen Behörden uns vor- 
setzen. Mit dem kleinen Taschengeld von 
80,-DM pro Monat können wir uns auch 
kaum etwas dazukaufen. 

Wir werden auch des Rechts auf Men- 
schenwürde beraubt. Regelmäßig sind wir 
Schikanen seitens der deutschen Behörden 
ausgesetzt. Sie behandeln 
uns, als seien wir Objekte 
ohne Respekt und 
menschliche Behandlung. 
Wenn wir uns gegen die- 
ses Unrecht wehren, wer- | 
den wir oft schikaniert 
und bekommen Probleme 
für unseren weiteren Auf- 
enthalt. 

Wir werden in unseren 
Rechten eingeschränkt, 
z.B. in dem Recht, uns frei 
zu bewegen. So dürfen wir 
unseren Wohnort nur mit 
Genehmigung des Aus- 
länderamts verlassen. 
Außerdem wird uns das 
Recht auf Arbeit genom- 
men. Nur diejenigen, die 
vor Mai 97 eingereist sind, 
haben das Recht, zu ar- 
beiten. Und auch für sie 
stehen nur solche Arbeits- 
stellen offen, für die kein 
Deutscher oder europä | 
scher Arbeitnehmer ge- 
funden werden konnte. 
All diese unwürdigen Le- 
bensbedingungen lassen | 
viele von uns iin |e 
und treiben uns in die Iso- 
lation. \ 

Und zu allem Überfluß 
sind wir die Sündenböcke 
der Nation, für Arbeitslo- 
sigkeit und alle anderen 
Krisen der deutschen Ge- 
sellschaft müssen wir her- 


halten. Wir werden als Propagandainstru- 
ment mißbraucht. Gerade in dieser Zeit des 
Wahlkampfes. Aber wir haben niemals die 
Gelegenheit, uns gegen all diese Ungerech- 
tigkeiten und die rassistische Behandlung in 
allen Lebensbereichen gemeinsam und in 
der Öffentlichkeit zu wehren. 

Deshalb ist diese Karawane so wichtig. Sie 
gibt uns die Gelegenheit, für die Rechte der 
Flüchtlinge und Migrantl nnen einzutreten 
und endlich aus der Resignation und Isola- 
tion herauszutreten und unser Schicksal 
selbst in die Hand zu nehmen 

Wir sagen nein zur rassistischen und un- 
menschlichen Politik der deutschen Regice- 
rung Wir sagen nein zu rassistischen Über- 


griffen gegen Flüchtlinge und Migrantln- 


NEN. 


tiger lie s ilre Simei in den F chtimeslasemn r nie a 
machen können, ihre Probleme und Forderunge d 


Und wir wollen hier laut und deutlich das 
zur Sprache bringen, was die deutsche Re- 
gierung stets verschweigt. Nämlich ihre 
Mitschuld an den Ursachen für unsere 
Flucht und Migration . Weltweit setzt die 
deutsche Regierung die Interessen der deut- 
schen Wirtschaft durch. Dazu gehören der 
Rüstungsexport in die Krisenregionen der 
Welt , die Unterstützung totalitärer Regi- 
men wie die Verhinderung fortschrittlicher 
Entwicklungen . Zugleich zerstört das 
in die traditionellen 

l.ebensgrundlagen von Millionen von Men- 
schen. Wir wollen laut sagen, daß die Poli- 
tiker mit ihren ME Parolen nur ein 
Ziel verfolgen: Sie wollen von den Fehlern 
ablenken, die in den letzten Jahren zuneh- 
mend zu einer Verschlechterung des sozia- 
len Klimas und einem rücksichtslosen Sozi- 
alabbau geführt haben. 

Aber kann die massenweise Abschiebung 
von Flüchtlingen wirklich die Probleme der 
deutschen Gesellschaft lösen ? 

Wir sagen ohne Umschweife nein, nein 
und nochmals nein ! 

Warum also halten die deutschen Politi- 
ker an ihrem Rassismus fest ?Weil sie über- 
haupt kein Interesse daran haben, die Pro- 
bleme der Flüchtlinge, MigrantInnen, Ar- 
beitslosen und all der vielen sozial Benach- 
teiligten zu lösen. Um ihre Unfähigkeit und 
mangelnden Willen zu vertuschen, machen 
sie Hetze auf uns Flüchtlinge und Migran- 
tInnen. Wir wehren uns daher gegen diese 
Abschiebepolitik und die Beschränkung un- 
serer Rechte. 

Wir fordern alle Deutschen auf, uns in un- 
serem Kampf zu unterstützen. Damit die 
derzeitige Regierung und die Regierung der 
Zukunft endlich diese menschenverach- 
tende Abschiebe- und Asylpolitik aufgibt 
und dauerhafte Lösungen für die sozialen 
Probleme der deutschen Gesellschaft fin- 
det. 

Denn wir sind nicht der Grund für Ar- 
beitslosigkeit und Sozialabbau. Wir sind - 
wie viele Deutsche - die Leidtragenden. 

Deshalb wollen wir gemeinsam kämpfen 
für mehr Gerechtigkeit und Toleranz. 


Wir haben eine Wahl 
- ist der Titel dieser Rede 


Wir haben keine Wahl, aber eine Stimme, 
ist der Slogan der Karawane. MigrantInnen 
und Flüchtlinge tun sich zusammen und 
kämpfen für ihre Rechte, das ist die Kara- 
wane. Gleichzeitig wird die Karawane auch 
von vielen unterstützt, die selbst keine Mi- 
grantInnen oder Flüchtlinge sind. 

Diese Gesellschaft besteht aus immer 
mehr Menschen, denen die Wahl genom- 
men wurde, zu leben, wo sie wollen, und die 
mit der Drohung der Ausweisung gemaßre- 
gelt und zu stummem Wohlverhalten ge- 
zwungen werden sollen. Dieses Wohlver- 
halten soll darin bestehen, sich im legalen 
oder illegalen Arbeitsmarkt ausbeuten zu 
lassen. Illegalisierte Menschen haben kein- 
erlei Rechte und sichern so auf dem Ar- 


beitsmarkt immense Profi- 
te, da sie zu niedrigsten 
Löhnen und ohne jegliche 
Absicherung arbeiten müs- 
sen. 

Grenzen verlaufen heut- 
zutage nicht mehr nur ent- 
lang der Nationalstaaten, 
sondern auch innerhalb die- 
ser Staaten. Es werden wei- 
terhin Menschen massiv 
daran gehindert, über die 
Grenze zu kommen, und 
gleichzeitig können Men- 
schen permanent und übe- 
rall kontrolliert werden. Das 
bedeutet, daß Menschen 
ohne sicheren Aufenthalt 
jederzeit befürchten müs- 
sen, kontrolliert und abge- 
schoben zu werden. Für sie 
ist die Grenze überall: auf 
dem Bahnhof und im soge- 
nannten Grenzschleier, 
aber auch auf dem Sozialamt, in der In- 
nenstadt, am Arbeitsplatz und im Alltags- 
leben. Denn die Grenze verläuft für sie übe- 
rall dort, wo nach dem Paß gefragt werden 
kann. 

Diese Gesellschaft, in der Privilegien ver- 
teilt sind abhängig von Herkunft, Hautfar- 
be, Geschlecht, weltanschaulichen oder se- 
xuellen Orientierungen, Armut oder Reich- 
tum, diese Gesellschaft ist ein modernes 
Apartheidsystem. Es sollte im Interesse von 
keiner sein, in einer derart ungerechten Ge- 
sellschaft zu leben. Dagegen zu kämpfen, 
sollte eine Selbstverständlichkeit sein. Da- 
zu haben wir die Wahl. 

Jeder Mensch muß das Recht haben, 
selbst zu entscheiden, wo und wie er oder 
sie leben will. Das Recht auf Freizügigkeit, 
also die Freiheit, den eigenen Aufenthalt 
selbst zu bestimmen, hat für alle Menschen 
auf dieser Welt gleichermaßen zu gelten. 
Egal, aus welchen Gründen und woher je- 
mand kommt: Kein Mensch ist illegal! 

Wir, die diesen Redebeitrag vorbereitet 
haben, sind keine Flüchtlinge oder Migran- 
tInnen, sondern in Deutschland geboren, 
mitdeutschem Paß und deutscher Herkunft 
und allen dazugehörigen Privilegien. Auch 
wir profitieren von der jahrhundertelangen 
Plünderung der Kolonien und Finflußge- 
biete, auf der unser Wohlstand auch heute 
noch fußt. Deswegen sind wir gefragt, ge- 
sen diese Zustände zu kämpfen. 

Wir sind 'Teil der Karawane und wollen 
uns mit Flüchtlingen und MigrantInnen zu- 
sammentun gegen Rassismus. Dabei dürfen 
wir aber nicht vergessen, daß es nicht nur 
staatlichen Rassismus gibt. Durch unsere 
Sozialisation in Deutschland sind wir ge- 
prägt von einer rassistischen Gesellschaft, in 
der Rassismus alltäglich ausgeübt und ein- 
geübt wird, und zwar von allen und überall. 
Das heißt nicht nur im Kreisverwaltungsre- 
ferat, beim Bundesgrenzschutz und in Par- 
teizentralen, sondern auch in der Schule, im 
Supermarkt, im Fernsehen und bei antiras- 


sistischen 'lreffen. Rassismus findet sich in 
unserem Denken, unserer Sprache, in der 


Werbung und Kunst wieder. Rassismus 
durchzieht unsere Vorstellungen von Mi- 
srantinnen und Flüchtlingen, zu denen die 
meisten Deutschen gar keinen Kontakt ha- 
ben. Rassismus drückt sich aber auch im 
Umgang mit Flüchtlingen und MigrantIn- 
nen aus. Das heißt, im Verhalten gegenüber 
Menschen, die wir als anders, als bedrohlich 
fremd oder als reizvoll exotisch zu betrach- 
ten gelernt haben. Menschen, die auch von 
uns oftmals nicht ernst genommen werden, 
denen oft nicht zugehört wird, die oft nicht 
gefragt werden. Menschen, die somit auch 
von uns entmündigt werden, wenn wir mei- 
nen, über sie und für sie sprechen zu müs- 
sen, statt mit ihnen zu reden. 

An die Stelle der gewohnten Stellvertre- 
terInnenpolitik muß in Zukunft die Zu- 
sammenarbeit zwischen den von Rassismus 
betroffenen Menschen und weißen Deut- 
schen treten. Fin gleichberechtigtes Mit- 
einander kann aber nur verwirklicht werden, 
wenn wir dabei unsere privilegierte Stellung 
stets bedenken. Die Mitarbeit weißer Deut- 
scher bei der Karawane könnte ein Beginn 
eines solchen gleichberechtigten Kampfes 
gegen Rassismus sein. 

Der Kampf gegen Rassismus heißt natür- 
lich nicht nur, das eigene Verhalten zu hin- 
terfragen, sondern auch, konkret einzugrei- 
fen bei Abschiebungen oder selbstbe- 
stimmte und sichere Einreise bei Bedarf zu 
ermöglichen. Es heißt, unsere Möglichkei- 
ten zu nutzen, Ilegalisierte zu unterstüt- 
zen, sei es durch Vermittlung von Arbeit 
oder medizinischer Versorgung, sei es durch 
Hilfe im Falle einer notwendigen Weiter- 
flucht. 

Und es heißt, in einem solidarischen Pro- 
zeß gemeinsam mit Flüchtlingen und Mi- 
srantInnen aktiv zu werden - gegen staatli- 
chen und gesellschaftlichen Rassismus. 
Gleiche Rechte für alle!!! - Dazu haben wir 
uns entschieden. 


Prozeßtermine 
Monika Haas 


Die nächsten Verhandlungstage wurden für 
die folgenden "lage festgelegt (und werden 
höchstwahrscheinlich auch so eingehalten): 
Donnerstag, 1. Oktober, 10:15 Uhr 
Mittwoch, 7. Oktober, 10:15 Uhr 
Donnerstag, 8. Oktober, 10:15 Uhr 
Montag, 19. Oktober, 10:15 Uhr 
Donnerstag, 29. Oktober, 10:15 Uhr 
Donnerstag, 5. November, 10:15 Uhr 

Die Verhandlungen finden wie immer im 
Gerichtsgebäude E, Hammelgasse 1, Saal Il, 
Eingang Konrad-Adenauer-Str, Frankfurt 
a.M. statt. 


Spitzel im „Dritte 
Welt Haus e.V.“ in 
Frankfurt und im 
Karawanenbündnis 


Im April 1998 kam „Thorsten Behrens“ in das 
„Dritte Welt Haus e.V“ in Frankfurt in die 
IGA (Initiative gegen Abschiebung). Er sei 
auf der Suche nach einer antirassistischen 
- Gruppe, in der er sich konkret für Flüchtlin- 
ge engagieren könne. Fr komme aus West- 
berlin und habe seit dem Tod seiner Mutter, 
als er 16 Jahre alt war, in Münster bei seinem 
Onkel gelebt. Dort hatte er in den letzten 
drei Monaten in der GGUA (Gemeinnützi- 
ge Gesellschaft zur Unterstützung Asylsu- 
chender) mitgearbeitet. 

Durch einen Zufall wissen wir seit dem 22. 
August 1998, daß „Thorsten“ ein Spitzel ist. 
In einer Frankfurter Kneipe kam es im Bei- 
sein von IGA-Mitgliedern zu einer sehr auf- 
schlußreichen Begegnung zwischen „Uhor- 
sten“ und einem alten Freund. Nach einigen 
Versuchen, die Bekanntschaft zu diesem 
Mann zu leugnen, eskalierte die Situation, 
als dieser darauf beharrte, ‚Thorsten Beh- 
rens“ schr gut über eine jahrelange Freund- 
schaft bei der Militärpolizei in Berlin zu ken- 
nen, allerdings unter dem Namen „Thorsten 
Hannemüller“. Auch die Information, daß 
der ehemalige Freund inzwischen als Prakti- 
kant in einem Frankfurter SenorInnenheim 
arbeitet, wollte dieser Bekannte nicht glau- 
ben - da dies zu seinem Freund, mit dem er 
früher gelegentlich „Türken und Schwule 
klatschen gegangen sei“, überhaupt nicht 
passe. Nach einer körperlichen Auseinan- 
dersetzung zwischen den beiden ergriff 
„Thorsten“ die Flucht und ist seitdem ver- 
schwunden. Weder in seiner Wohnung noch 
an seiner Arbeitsstelle, die er mittlerweile 
gekündigt hat, tauchte er wieder auf. Am 26. 
August 1998 meldete sich „Uhorsten“ tele- 
fonisch bei einem Mitglied der IGA. In die- 
sem Gespräch konnte/wollte er nicht er- 
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klären, warum er verschwunden ist und sei- 
ne Arbeitsstelle gekündigt hat. Auch auf 
mehrmalige Fragen, wo er sich aufhalte bzw. 
telefonisch erreichbar sei, machte er keiner- 
lei konkrete Angaben. 

„Thorsten“ arbeitete drei Monate in der 
GGUA (Gemeinnützige Gesellschaft zur 
Unterstützung Asylsuchender) in Münster 
mit, sowohl in der Beratung als auch in einer 
Radiogruppe. In den letzten vier Monaten 
beteiligte er sich in der IGA (Initiative gegen 
Abschiebung) im „Dritte Welt Haus e.V.“ in 
Frankfurt. Von dort aus gelangte er in das 
Frankfurter Karawanenbündnis und das 
Rhein-Main-Aktionsbündnis gegen Ab- 
schiebungen. (...) 

Weiterleitung eines Flugblattes aus dem Drit- 
te-Welt-Haus Frankfurt/Main. 


BAW mißachtet Schweigepflicht 


PDS-MdB W. Wolf 
soll zu MRTA- 
Europa-Sprecher 
Velazco aussagen 


Der PDS-Bundestagsabgeordnete Winfried 
Wolf soll im Verfahren gegen den Furopa- 
Sprecher der peruanischen Tupac Amaru 
(MRTA) Isaac Velazco und dessen Frau Ada 
Beräun als Zeuge vernommen werden. Der 
Grund: Wolf hatte im Dezember 1996 in sei- 
nem Bonner Büro ein Gespräch mit Velazco 
geführt und für diesen den Kontakt zum Kri- 
senstab des Auswärtigen Amtes vermittelt. 
Wolf verweigert die Aussage. Er beruft sich 
auf seine Schweigepflicht als Abgeordneter. 

Die Bundesanwaltschaft ermittelt gegen 
Velazco und Beräun ‚wegen des Verdachts 
der Geiselnahme und des erpresserischen 
Menschenraubs“ im Zusammenhang mit 
der Besetzung der Residenz des japanischen 
Botschafters in Lima 1996/97 durch die MR- 
TA. Nach Auskunft von Wolf habe Isaac Ve- 
lazco bereits vor der Geiselnahme in Lima 
um ein Gespräch bei ihm nachgesucht. l'he- 
ma sollte die Situation von MRIA-An- 
gehörigen in den peruanischen Gefängnis- 
sen sein. Doch dann kam alles ganz anders: 
Bei dem Termin im Büro des Abgeordneten 
am 23. Dezember 1996 stand auch die sechs 
Tage zuvor begonnene Geiselnahme auf der 
Tagesordnung. Wolf vermittelte Kontakt 
zum Krisenstab des Auswärtigen Amtes: „Ich 
habe da angerufen und nachgefragt, ob sie 
mit Velazco sprechen wollen. Danach fanden 
sich zwei Angehörige des Krisenstabes in 
meinem Büro ein.“ 

Wolf, der an Velazcos Begegnung mit den 
Abgesandten Kinkels nicht teilgenommen 
hat, soll jetzt für seine Vermittlungstätigkeit 
als Zeuge herhalten. (...) Ohne daß der MR- 
TA-Europasprecher ihn von der Schweige- 
pflicht entbindet, will er nicht vor der BAW 
erscheinen. Die hat ihm schriftlich mitge- 
teilt, Velazcos Außerungen ihm gegenüber 


seien nicht „im Hinblick auf die mit seiner 
Stellung als Abgeordneter verbundene Ver- 
trauenswürdigkeit“ gemacht worden. Nach 
Angaben der Roten Hilfe Hamburg bekräf- 
tigt dagegen Velazco, er habe sich natürlich 
an Wolf wegen dessen besonderer Funktion 
als Abgeordneter gewandt, allerdings habe er 
nichts gegen eine Aussage des PDS-Abge- 
ordneten vor der BAW. Dann wird das Ganze 
wohl, wie Winfried Wolf meint, zu einem 
„Rohrkrepierer für die Bundesanwaltschaft 
und das Auswärtige Amt“. (junge Welt, 18.9.) 


„Die Desertöre“ 
Widerstand 


In Hamburg hat sich wieder eine Gruppe ak- 
tiver lotalverweigerer - „Die Desertöre“ - ge- 
bildet. In ihrem ersten Rundbrief berichten 
sie von einer Aktion am 1. September, dem 
Anti-Kriegs-lag. An diesem "Tag nämlich 
mußte Sönke, ebenfalls 'Totalverweigerer, bei 
der Bundeswehr in Heide antreten. Darauf- 
hin riefen „Die Desertöre“ zu einer Demo in 
der Einfahrt der Kaserne auf; trotz der kur- 
zen Mobilisierung erschienen rund 30 Men- 
schen mit'Iransparenten und Pappschildern, 
die taz Hamburg und mehrere Lokalzeitun- 
gen berichteten über die Aktion. Mit ein- 
einhalbstündiger Verspätung ging Sönke am 
Abend dann in die Kaserne. In dem Rund- 
brief heißt es darüber: 

„Nachdem er die Kaserne betreten und 
sich vorgestellt hatte, wurde er prompt zu sei- 
nem Kompaniechef, Hauptmann Säkel, ge- 
bracht. Dieser kam seiner Fürsorgepflicht 
nach und redete Sönke erstmal ins Gewissen 
und wies ihn auf die Folgen seines Handelns 
hin. Offenbar ohne Erfolg, denn die Befeh- 
le, sich „einzukleiden“ und seine Daten er- 
fassen zu lassen, verweigerte Sönke insge- 
samt dreimal. Der KP-Chef machte ernst 
und nahm Sönke vorläufig fest - so ver- 
brachte dieser die erste Nacht in der Kaser- 
ne in einer Zelle. 

Am nächsten Morgen wurde Sönke durch 
den KP-Chef verhört. Er sagte aus, daß ihm 
sein Gewissen verbiete, sich am Krieg oder 
dessen Vorbereitung zu beteiligen. Mit oder 
ohne Waffen. Er werde sich nicht „diszipli- 
nieren“ lassen und sehe jeden gegen ihn ver- 
hängten Arrest als Unrecht an.“ 

Später verhängte das zuständige Truppen- 
dienstgericht zunächst drei Tage Arrest auf 
Bewährung mit der Begründung: Sönke kön- 
ne am ersten Tag bei der Bundeswehr noch 
nicht begriffen haben, wie eine Armee funk- 
tioniert, nämlich daß auf die Notwendigkeit 
von Befehl und Gehorsam nicht verzichtet 
werden könne. So solle er noch eine „faire“ 
Chance bekommen, sich zu „bewähren“ ... 
Da er diese nicht nutzte und erneut den Be- 
fehl, sich einzukleiden, verweigerte, ver- 
hängte das Truppendienstgericht dann den 
ersten 2ltägigen Bericht. Am 16.9. erschien 
dann ein Polizist in seiner Zelle im Auftrag 
der Staatsanwaltschaft Itzehoe, Sönke sollte 
eine Aussage zu den ihm vorgeworfenen Ge- 


horsamsverweigerungen machen. Er verwei- 
gerte vorerst die Aussage. 

„Die Desertöre“ nutzten eine Bundes- 
wehr-Propagandaschau vom 16. bis 23.9. auf 
dem Marktplatz in Heide, um auf Sönkes Si- 
tuation mit Flugblättern aufzuzeigen. 


Rostock 

Antifaschist aus dem 

Wendland lebensge- 
fährlich verletzt 


Am 19.9.1998 wurde ein Antifaschist aus 
dem Wendland in Rostock von Faschisten 
lebensgefährlich verletzt, indem sie ihn mit 
einem Auto gezielt anfuhren. Viele Tage lag 
der Antifaschist mit schweren Kopfverlet- 
zungen ım Koma. Er hatte an den Protesten 
gegen den Aufmarsch der NPD in Rostock 
teilgenommen. 

Daß es sich bei diesem Anschlag nicht um 
einen Verkehrsunfall handelte, haben meh- 
rere ZeuglInnen bestätigt. Der Fahrer des Au- 
tos fuhr mit hoher Geschwindigkeit auf die 
Gegenfahrbahn direkt auf ihn zu, er konnte 
dem Auto nicht mehr ausweichen und wur- 
de überfahren. Dies alles geschah unter den 
Augen der anwesenden Polizei, die jetzt ver- 
sucht, den Anschlag als Unfall darzustellen. 
Nach Informationen von Judith Dimbra, 
Mitglied der bündnisgrünen Fraktion im 
Berliner Abgeordnetenhaus, hat die Polizei 
den Tatort völlig ungenügend gesichert und 
nur schr zögerlich Zeugenbefragungen 
durchgeführt. Die politischen Verantwortli- 
chen der Landesregierung und der Stadt Ro- 
stock sowie die Polizei versuchten, den An- 
schlag zu vertuschen und die Aktivitäten von 
Faschisten zu verharmlosen. In den Medien 
wurde der brutale Anschlag so gut wie nicht 
wahrgenommen. 

Aus Anlaß des Anschlags kam es am 20.9. 
in Uelzen zu einer ersten Demonstration, die 
von FreundInnen des Opfers aus dem Land- 
kreis Uelzen initiiert wurde. Knapp 100 ge- 
zählte AntifaschistInnen aus der Region be- 
teiligten sich an der Demonstration, die un- 
ter dem Motto: „‚Wandelt Wut und Trauer zu 
Widerstand! Naziangriffe zurückschlagen!“ 
stand. Für den 26.9. wurde zu einer zweiten 
Demonstration in Dannenberg aufgerufen, 
die unter dem Motto stand: „Das Schweigen 
der Bürger ist das Grauen der Opfer“. Daran 
beteiligten sich etwa 350 Menschen; sie war 
begleitet von Solidaritätserklärungen aus 
dem gesamten Bundesgebiet. In den Re- 
debeiträgen wurde u.a. das skandalöse Ver- 
halten der Polizei bei den Ereignissen in Ro- 
stock am 19.9. verurteilt, des weiteren wur- 
den neofaschistische Strukturen im Land- 
kreis Lüchow-Dannenberg_ öffentlich ge- 
macht. Die Polizei versuchte verschiedent- 
lich zu provozieren. 

Nach Pressemitteilungen der Antifaschisti- 
schen Aktion Lüneburg / Uelzen und von Ab- 
raXas (Dannenberg) 


Nach einem Jahr in Schweizer Gefängnissen 


Endlich — Patricio ist frei! 


| Das EJPD 
| lehnt die 
Auslieferung 
| nach Chile 
| ab. Patricio 
wird „vorläu- 
fig“ in der 
Schweiz auf- 
genommen, 
politisches 
| Asylwirdihm 
allerdings 
verweigert - 
| der Kampf 
| geht also wei- 
| ter! 

Am 3. Sep- 
tember, mit- 
ten in den 
Vorbereitun- 
f] gen für den 
| geplanten 
| Protesttag 
am 4. Sep- 
tember (Pa- 
tricio 1 Jahr 
im Gefäng- 
nis, siche 
auch letzte Ausgabe des Infos), kam die 
Nachricht, Patricio werde freigelassen. Wir 
alle konnten es zuerst nicht glauben - Trä- 
nen flossen in Jubel über. Endlich nach 12 
Monaten intensivster Aktivitäten, mit all 
den Hochs und Tiefs, hatten wir es ge- 
schafft. 

Wir stürzten zum Gefängnis nach Diels- 
dorf, um ihn abzuholen. Wir konnten es im- 
mer noch kaum glauben. Mit den Transpa- 
renten, die wir für den 4. September gemalt 
hatten („Freiheit für Patricio Ortiz - EJPD 
verantwortlich für ein Jahr Knast“), standen 
wir dort, und plötzlich ging die Tür auf, und 
er stand da. 

In einer langen, freudigen Nacht mit Pa- 
tricio im Infoladen Kasama begannen wir 


Veranstaltungshinweis: 


langsam zu begreifen, daß Patricio wirklich 
frei ist. Wir, die Leute des Komitees, all die 
unterstützenden Personen und Gruppen 
aus Lausanne, Basel, Genf, aus dem Tessin, 
aus Bern, Zürich usw und all die Gruppen 
in Italien, England, Griechenland, 
Deutschland, Belgien, Spanien, Schweden, 
Mexiko, Argentinien, Brasilien, Chile etc., 
haben dem Machtapparat einen Genossen 
entrissen. 

Die Betonkopf-Fraktion im EJPD verfolgt 
die Strategie, linken Widerstand als „Terro- 
rismus“ zu diffamieren und Menschen in 
Verfolgerstaaten auszuschaffen. Diese Stra- 
tegie bedeutet im Fall von Chile, Folterer, 
Mörder und deren Verteidiger als Demo- 
kraten anzuerkennen und somit die reale 
Geschichte der Gewalt (mit Tausenden von 
Toten, Verschwundenen und Gefolterten) 
auf den Kopf zu drehen. Patricios Freilas- 
sung ist deshalb für del Ponte und Konsor- 
ten ein deftiger Schlag ins Gesicht. 

Dieser kleine Erfolg hat seine Wurzeln in 
der Entschlossenheit von Patricio, sich in 
der Auslieferungshaft nicht unterkriegen zu 
lassen. All die Monate im Ausschaffungsge- 
fängnis Kloten, wo er in einer winzigen Zel- 
le 23,5 Stunden täglich auszuharren hatte, 
kämpfte er weiter für seine politische Über- 
zeugung. 

Die Leidenschaft für die Freiheit verein- 
te ihn und uns all die Monate, ließ uns hart- 
näckig bleiben, auch wenn es lange Zeit dü- 
ster aussah, und wird uns hoffentlich auch 
weiter ım Kampf für die politischen Gefan- 
genen und alle Flüchtlinge vereinen. 

Das Kalküleinerraschen Auslieferungvon 
Patricio nach Chile im letzten Sommer 
1997 ist dank der verschiedenen Mobilisie- 
rungen für das Bundesamt für Polizeiwesen 
und die Bundesanwaltschaft nicht aufge- 
gangen. Im Laufe der Monate konnten wir 
mehr und mehr Gruppen und Organisatio- 
nen für den Kampf um die Freiheit von Pa- 
tricio gewinnen. Viele haben sich mit Patri- 


„Frieden - Wahlen - Bomben“ 
Zur aktuellen Situation in Irland 


Über den Friedensprozeß in Nordirland berichten auch die Medien bei uns. Doch ein Thema 
bleibt vollständig ausgespart: Frauen. Feministische Analysen und Positionen, spezifische Be- 
lange und Interessen von Frauen hatten und haben in der Öffentlichkeit wenig Raum, am Ver- 


handlungstisch sowie im künftigen Parlament von Nordirland wenig Stimme. Dabei haben seit 
Beginn des Prozesses Frauen unterschiedlicher politischer und gesellschaftlicher Spektren kri- 
tisch Stellung bezogen und/oder sich engagiert. Eine davon ist Annie Campbell, Mitglied der 
konfessionsübergreifenden Women’s Coalition“, die zwei Sitze im neu gewählten nordirischen 
Parlament erhielt. Sie wurde eingeladen, ihre Analysen und Standpunkte vorzustellen. 

Berlin, Heinrich-Böll-Stiftung, Hackesche Höfe, Rosenthaler Str. 40/41 

Freitag, 16. Oktober 1998, 19:30 Uhr 
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cio solidarisiert, sahen ihn als einen 'eil ih- 
res eigenen Kampfes gegen Rassismus, ge- 
sen Gefängnisse, gegen Neoliberalismus, 
für die Einhaltung der Menschenrechte, für 
eine internationalistische Solidarität. 

Der widerstand auf der Straße, die viel- 
fältigsten Proteste von Briefen bis zu parla- 
mentarischen Interventionen, die Arbeit 
vieler im Hintergrund haben die Freiheit 
von Patricio ermöglicht. Nach einem Jahr 
konnten auch die “Hardliner und Schreib- 
tischtäter im EJPD nicht weiter abstreiten, 
daß Menschenrechtsverletzungen und Fol- 
ter in Chile heute immer noch Realität sind 
und daß für Patricio bei einer Auslieferung 
keine Garantie besteht, nicht gefoltert zu 
werden. 

Trotz unserer großen Freude ist die Ange- 
legenheit noch nicht zu Ende. Patricio Or- 
tiz wurde von Schweizer Behörden während 
eines Jahres - faktisch im Auftrag der Mi- 
litärjustiz Chiles - in Haft gehalten. Dies, 
obwohl die jetzt entscheidungsrelevanten 
Fakten über die Absenz minimaler Men- 
schenrechtsgarantien in Chile vom ersten 
Tag an bekannt gewesen sind. Die Weige- 
rung des EJPD, Patricio politisches Asyl zu 
sewähren, stellt vor ei eine Geste der 
Dienstbarkeit an die Adresse des Regimes 
in Santiago dar. Gleichzeitig soll damit auch 
der einjährigen Inhaftierung von Patricio 
Ortiz nachträglich ein rechtfertigendes 
Mäntelchen umgehängt werden. 

Absolut inakzeptabel ist der Schlußsatz in 
der EJPD-Meldung vom 3. September, wo- 
nach „gegen die drei Fluchtgefährten von 
Ortiz die Bundespolizei eine Ei inreisesperre 
verfügt“ hat. Die Flucht aus einem Folter- 
gefängnis kann ja, wie das FJPD heute fak- 
tisch zugeben mußte, kein Grund für diese 
Maßnahme sein. Die Offentlichkeit hat das 
Recht, in Erfahrung zu bringen, auf welche 
Rechtsgrundlagen sich dieser Satz abzu- 
stützen behauptet. Diese Maßnahme be- 
legt eigentlich nur, daß man im EJPD nichts 
gelernt hat, sondern einzig unter massivem 
Druck zu „Zugeständnissen“ an die Men- 
schenrechte bereit ist. (...) 

Mit solidarischen Grüßen 
Komitee Freiheit für Patricio Ortiz, Zürich, 
4. September 1998 


Großbotschaft von Patricio 


GenossInnen, Brüder und Schwestern im 
a und in unmöglichen "Träumen. 
Empfangt aus der erhebenden Erfahrung 
der Freiheit heraus, meiner Freiheit, die 
herzlichste und bedeutendste Anerken- 
nung für die fruchtbare Entfaltung eures 
Finsatzes für die Würde einer Sache, die be- 
kannterweise gerecht ist. Ausgehend von 
den unterschiedlichsten politischen und so- 
zialen Strömungen und Ausdrucksformen, 
welche jedeR einzelne von euch Vertritt, in 
der stets legitimen und unbezwingbaren 
Ausübung der Kräfte der Imagination und 
des Herzens, zugunsten der Emanzipation 
unserer Menschlichkeit, eingefordert aus ih- 
rer Diversität und Komplexität heraus, in ei- 
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ner konstanten Suche nach der Überwin- 
dung der Barrieren aller möglichen Aussch- 
ließung und Ausbeutung. 

Bis zum Sieg oder zum Sieg. Patricio OrtizM. 


Gespräch mit 
Patricio Ortiz 


Das folgende Interview entnehmen wir der 
WochenZeitung (Schweiz) vom 19. Septem- 
her 1998. Das Interview führte Geri Krebs. 


Patricio Ortiz, deine Freilassung beinhaltet 
einen faulen Kompromiß: Du wirst nicht 
nach Chile ausgeliefert, gleichzeitig aber ver- 
weigert man dir die Anerkennung als politi- 
scher Flüchtling. Wie fühlst du dich dabei? 
Zuerst habe ich ein Gefühl des 'Iriumphes, 
jenseits von allen verfahrenstechnischen 
und juristischen Betrachtungen. Der Ent- 
scheid der Schweizer Behörden hat einen 
klaren politischen Charakter. Im Verlauf 
dieses Jahres habe ich erlebt, wie in der 
schweizerischen Zivilgesellschaft immer 
mehr Leute sich für meine Freilassung ein- 
gesetzt haben. Dieser Umstand ist für mich 
viel wichtiger als die möglichen Konse- 
quenzen, die sich aus meiner Nichtaner- 
kennung als politischer Flüchtling ergeben 
könnten. Ich glaube, daß sich dies in etwas 
Positives verwandeln könnte - nämlich da- 
durch, daß die Solidarität wach bleibt und 
weiter wächst. So wird verhindert, daß die 
Wachsamkeit gegenüber der Asylpolitik 
nachläßt. 


Es ist sicher kein Zufall, daß sie dich prak- 
tisch am Jahrestag deiner Verhaftung frei- 
lieben. 

Was das genaue Datum betrifft, habe ich 
keine konkreten Indizien. Doch lange konn- 
ten die Behörden diesen Zustand nicht 
mehr aufrechterhalten, denn neben der 
wachsenden Solidarität hier in der Schweiz 
schalteten sich auch internationale Gremi- 
en wie das Furopaparlament oder Amnesty 
International in meinen Fall ein. Das ging 
so weit, daß am vergangenen Freitag - dem 
Jahrestag meiner Verhaftung - eine Delega- 
tion von Europaparlamentariern angemel- 
det war, die mich in Dielsdorf besuchen 
wollte. Es wäre sicher das erste Mal gewe- 
sen, dal dieses Bezirksgefängnis so hohen 
Besuch erhalten hätte. Was Amnesty Inter- 
national anbelangt, anerkennt diese Orga- 
nisation in ihrem jüngsten Bericht, daß ich 
ein politischer Gefangener bin - sie über- 
nimmt weitgehend die Sichtweise meines 
Anwaltes. So wurde es für die Schweizer 
Behörden langsam peinlich. 


Wie waren deine Haftbedingungen in den 
drei verschiedenen Gefängnissen hier in der 
Schweiz? 

Alle drei Gefängnisse sind Untersuchungs- 
gefängnisse, das heißt, sie unterstehen einer 
Logik der Nicht-Kommunikation. Du bist 


23 Stunden am Tag eingeschlossen, und du 
darfst eine Stunde ‚spazieren’. 

Unterschiede zwischen den drei Gefäng- 
nissen, in denen ich war, gibt es einzig be- 
züglich der Größe und den verschiedenen 
Stufen in der Kälte des Personals dir ge- 
senüber. Die Besuchszeiten dagegen sind 
überall gleich: eine halbe Stunde pro Wo- 
che, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
nur Familienangehörige, und immer mit 
Irennscheibe. Verständigung ist nur über 
die Gegensprechanlage möglich, direkten 
Kontakt gibt es nicht, dazu kommt eine ri- 
sorose Postkontrolle und -zensur. All das 
dient dazu, dich von jeglichen Kontakten zu 
isolieren. 


Du warst jahrelang in chilenischen Gefäng- 
nissen inhaftiert, wie fällt der Vergleich zu je- 
nen der Schweiz aus? 

Das ist schwierig zu sagen. Jedes Gefängnis 
ist abscheulich, "weil es dem Zweck dient, 
dich physisch und psychisch zu zerstören, 
es hat keine andere Bestimmung. Histor isch 
und ideologisch gesehen, ist das Konzept 
des Gefängnisses gescheitert. Der Versuch, 
die eingesperrten Menschen zu normalisie- 
ren, hat sich längst ins Gegenteil verkehrt: 
in die Reproduktion von Delinquenz. 


Wie verhielten sich die anderen Gefangenen 
dir gegenüber? 

Wie schon erwähnt, waren die Kontakt- 
möglichkeiten äußerst eingeschränkt, doch 
ich hatte nie irgendwelche Probleme. Klar, 
von der Sprache her war es einfacher mit an- 
deren Lateinamerikanern, es gab Kolumbi- 
aner, Argentinier, Pemanas Dominikaner 
sowie Chilenen, daneben aber auch viele Al- 
baner, Algerier und Türken. Sie alle erlebte 
ich stets als sehr solidarisch. Jedes Mal, wenn 
die Leute vom Komitee ‚Freiheit fir Patri- 
cio Ortiz’ vor den Gefängnismauern ihre Ra- 
keten und Knallkörper abfeuerten, gab es 
drinnen ein Riesenspektakel, die Leute 
schlugen gegen die Türen und schrien ‚Li- 
bertad, Libertad’. Das waren für mich die 
bewegendsten Momente. 


An der Pressekonferenz vom 7. September 
hast du kurz die Merkwürdigkeiten der chile- 
nischen Demokratie erwähnt. Wie sehen die- 
se konkret aus ? 

Wenn die chilenischen Behörden heute von 
Demokratie sprechen, geht es ihnen darum, 
alte Mythen und Bilder zu bestätigen. In 
Chile gibt es aber schon deshalb keine De- 
mokratie, weil der Rahmen, der das gesam- 
te politische Leben regelt, die Pinochet -Ver- 
fassung von 1980 ist. Und diese Verfassung 
ist sowohl von ihrem U rsprung wie von 
ihrem Inhalt her zutiefst antidemokratisch. 
Wie kann man in einem republikanischen 
System von Demokratie sprechen, wenn das 
Grundgesetz, die Verfassung des Landes, 
von einem der größten Massenmörder des 
amerikanischen Kontinents - Pinochet - in 
Auftrag gegeben wurde, mit dem Ziel, sei- 
nen Interessen zu dienen? Inhaltlich be- 
stätigt diese Verfassung die ewig währende 


Vormundschaft der Armee über die Zivil- 
gesellschaft und ihre jeweiligen politischen 
Organisationen. Wie können wir von De- 
mokratie sprechen, wenn die von Pinochet 
installierte neoliberale Wirtschaftspolitik 
unverändert fortgeführt wird? Wenn die- 
selben Institutionen, die angeblich die Ver- 
teidigung des Landes und die Einhaltung 
der Menschenrechte garantieren sollen, di- 
rekte Erben der Pinochet-Diktatur sind? 
Wenn Einrichtungen wie der >nationale 
Sicherheitsrat< oder >Senatoren auf Le- 
benszeit< existieren, die sich per definitio- 
nem jeglicher demokratischer Kontrolle 
entziehen? Und wenn derjenige, der die chi- 
lenische Demokratie zerstört hat, mitten in 
der Gesellschaft hockt und Straffreiheit ge- 
nieht? Demokratie bedeutet für mich mehr 
als nur gerade ein paar institutionelle Ga- 
rantien, sie bedeutet für mich vielmehr ein 
System, das eine moralische Ordnung in ei- 
ner moralischen Gemeinschaft beinhaltet. 
Aber wie kann eine Gemeinschaft moralisch 
sein, wenn weiterhin Tausende von An- 
gehörigen der Verschwundenen und Er- 
mordeten nichts über deren Schicksal wis- 
sen beziehungsweise nicht wissen, wo diese 
begraben liegen? Und dann gibt es Leute, 
die unter diesen Umständen von Versöh- 
nung sprechen! 


Was bedeutet für dich der bevorstehende 
Jahrestag von Pinochets Putsch, der sich am 
11. September zum 25. Mal jährt? 

Ich glaube, die politischen, kulturellen 
und institutionellen Wunden, die dieser 
traurige lag hinterlassen hat, sind in keiner 
Weise verheilt. Dieses Datum muß uns dar- 
an erinnern, daß die Ideen von Salvador Al- 
lende und seiner Volksfrontregierung wei- 
terhin gültig sind, heute vielleicht sogar 
mehr als damals - und dies trotz der tief grei- 
fenden Veränderungen, die Chile in all die- 
sen Jahren erfahren hat. An diesem Tag hat 
man uns mit Gewalt das schwachsinnigste 
und kriminellste System aufgezwungen, das 
ein für alle Mal mit der Möglichkeit einer 
Alternative zum Kapitalismus in Chile auf- 
räumen wollte. Deshalb sollten wir als Lin- 
ke diesen lag zum Anlaß nehmen, eine tief- 
sreifende Reflexion über unsere Geschich- 
te einzuleiten und offensiv gegen die von 
den Herrschenden verordnete Amnesie vor- 


schen. 


Das Komitee Freiheit für Patricio Ortiz ist 
weiterhin dringend auf Spenden angewiesen. 
Beim Komitee kann auch eine soeben er- 
schienene 28-seitige Broschüre bezogen wer- 
den, die das einzige Interview enthält, das Pa- 
tricio Ortiz während seiner Gefängniszeit in 
der Schweiz geben konnte. Komitee Freiheit 
für Patricio Ortiz, Postfach 8712, 8036 
Zürich, Tel. 01 241 77 22, Fax 01 242 08 58. 
Spenden: Zentralamerika-Solidaritätsfonds 
Zürich, Vermerk: Patricio Ortiz. PC-Konto: 
80- 60518-0 


Politische Gefangene in türkischen Gefängnissen boykottieren Gerichtsverhandlungen 


Internationalistin Eva Juhnke in Abwesen- 
heit zu 15 Jahren Haft verurteilt 


Die deutsche Internationalistin Eva Juhnke 
wurde heute nach elfmonatiger Untersu- 
chungshaft vom Staatssicherheitsgericht 
(DGM) in Abwesenheit zu 15 Jahren Haft 
wegen Mitgliedschaft in der PKK verurteilt. 

Des weiteren ist gestern am 16.9.98 der 
inhaftierte DEP Abgeordnete Hatip Dicle 
aufgrund eines Kommentars zu Eva Juhnke 
in der Zeitung Ulkede Gündem vom April 
ebenfalls in Abwesenheit zu weiteren 2 Jah- 
ren Haft und umgerechnet 60.000 DM 
Geldstrafe verurteilt worden. 

Eva Juhnke war im Oktober 1997 nach ei- 
genen Aussagen vom türkischen Militär in 
Südkurdistan, in der sogenannten Schutz- 
zone auf irakischen Territorium festgenom- 
men worden. Schon durch diese völker- 
rechtswidrige Festnahme entbehrt das Ver- 
fahren gegen sie jeglicher rechtlichen 
Grundlage. 

Ferner ist dieses - wie alle Verfahren der 
Staatssicherheitsgerichte in der Türkei - ge- 
kennzeichnet durch Kinschüchterungen, 
versuchter Aussagenerpressungen, Folter, 
Schikanen und Ausschlüssen der Öffent- 
lichkeit. | 

Die deutsche Internationalistin Eva Juhn- 
ke verweigert am 17. September im kurdi- 
schen Van vor dem türkischen Staatssicher- 
heitsgericht ihre Beteiligung an ihrem in- 
zwischen neunten Verhandlungstermin. 
Dort ist sie angeklagt wegen aktiver Mit- 
gliedschaft in der PKK und verschiedener 
anderer Paragraphen des türkischen Anti- 
terrorgesetzes. 

Mit ihrer Verweigerung schließt sie sich ei- 


nem Boykott der Staatssicherheitsgerichte 
durch die politischen Gefangenen in den 
türkischen Gefängnissen seit dem 5. Sep- 
tember an. Diese haben in einer gemeinsa- 
men Erklärung (s. S. 12) die Schließung die- 
ser Sondergerichte und die Aufhebung von 
deren Urteilen gefordert. 

Die Staatssicherheitsgerichte der Türkei 
genügten mit ihren politischen Sonderver- 
urteilungen nicht einmal den eigenen ant- 
idemokratischen Gesetzen. Die Existenz 
von Spezialgerichtsbarkeiten mit Militärbe- 
teiligung und Sondergesetzen sei sogar 
durch den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte gebrandmarkt worden. 
Diese Gerichte, die durch den Schutz von 
Kontraguerilla und Mördern die Massaker, 
Folterungen, faschistische Unterdrückung 
und den Terror legitimierten, könnten nicht 
als legitim anerkannt werden und würden 
deshalb von den politischen Gefangenen 
boykottiert. 

Die Rechtsanwälte der Gefangenen ha- 
ben sich dem Boykott angeschlossen; auch 
die Vorsitzenden von 40 Anwaltskammern 
haben sich ähnlich gegen die Sonderge- 
richtsbarkeiten der Staatssicherheitsgerich- 
te ausgesprochen. Eine von der Informati- 
onsstelle Kurdistan e.V. unterstützte Dele- 
gation, die zum sechsten Mal den Prozeß 
gegen Eva Juhnke beobachten wollte, hat 
sich nach einem Gefängnisbesuch bei ihr 
mit den Forderungen der Gefangenen soli- 
darisch erklärt und den geplanten Prozeß- 
besuch abgebrochen. 

Die Informationsstelle Kurdistan e.V. un- 
terstützt die Forderungen 
der politischen Gefange- 
nen in den türkischen Ge- 
fängnissen nach Abschaf- 
fung der Staatssicherheits- 
gerichte. + Darüber hinaus 
befürwortet sie einen poli- 
tischen Dialog zwischen al- 
len Beteiligten, um Wege 
für eine Beendigung des 
seit 1984 in Kurdistan herr- 
schenden Krieges und eine 
Demokratisierung der Tür- 
kei zu bereiten. Der von der 
PKK am 1. September ein- 
geleitete Waffenstillstand 
bietet dafür die besten Vor- 
aussetzungen. ' Gerade von 
| Seiten der deutschen Poli- 
tik müßten diesbezüglich 
nach der bisherigen jahre- 
langen einseitigen Unter- 
stützung der Türkei Akti- 
vitäten zur Unterstützung 
der Friedensbemühungen 
kommen. 
Informationsstelle Kurdistan 
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Im folgenden dokumentieren wir die Er- 
klärung der politischen Gefangenen in der 
Türkei zum Boykott des Staatssicherheitge- 
richtes der Türkei vom 28.8 98 


Die Staatssicherheits- 
gerichte müssen 
geschlossen werden | 


Die Staatssicherheitsgerichte erfüllen mit 
ihren speziellen Gerichtsurteilen die Un- 
terdrückung und den error des faschisti- 
schen Regimes. Ihre Existenz steht seit Jah- 
ren gegen die demokratischen Rechte un- 
serer Völker und bildet ein Bollwerk gegen 
unseren Freiheitskampf. 

Nicht nur gegenüber den Revolutionären, 
Sozialisten und Patrioten, sondern auch ge- 
senüber dem kurdischen Volk, das sein Neu- 
jahrsfest Newroz feiert, den Werktätigen, die 
gegen Privatisierung kämpfen, den Studen- 
ten, die ein demokratisches Bildungssystem 
ohne Studiengebühren fordern, den Intel- 
lektuellen, die ihren wahren Platz i im Volke 
einnehmen, den Beamten und Angestellten, 
die Gewerkschaften und kollektive Tarifver- 
träge fordern, und gegen die Mütter der Ge- 
fangenen und Verschw undenen, die ihre For- 
derungen auf Kundgebungen zum Ausdruck 
bringen, und alle zivilen Kräfte, die für die 
Freiheit der Werktätigen und Bauern kämp- 
fen. Die Antworten der Staatssicherheitsge- 
richte sind Gewehre und Schlagstöcke. 

Die Staatssicherheitsgerichte vertreten 
nichts anderes als ein faschistisches Justiz- 
system, und im allgemeinen bestehen ihre 
Aktivitäten qualitativ aus politischen Son- 
derverurteilungen. Sogar an die antidemo- 
kratischen Gesetze halten sie sich nicht und 
handeln im Rahmen der Forderungen der 
Regierung und der Untersuchungsberichte 
und aufgrund der Verhöre der Folterpolizei. 
Bis heute sind ihre Maßnahmen willkürlich, 
und sie verurteilten maßlos Zehntausende 
von Revolutionären, Sozialisten, Patrioten, 
Demokraten, Intellektuellen ind fort- 
schrittlichen Menschen zu schweren 
Haftstrafen. An den sogenannten außeror- 
dentlichen Gerichten des türkischen Frei- 
heitskampfes und Sondergerichten neh- 
men Militärrichter teil. Diese speziellen Ge- 
richte haben gesonderte Gesetze und Ver- 
urteillungsmethoden, was auch der Eu- 
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte 
international feststellt. 

Die DGM und die o.g. Sondergerichte 
sind diejenigen Gerichte, die mit der Kon- 
traguerilla, den Mördern und Folterern ko- 
operieren und diese somit schützen. Sie ver- 
suchen, die Massaker, Folterungen, faschi- 
stische Unterdrückung und den Terror zu 
legitimieren. Das faschistische Regime, das 
unsere Völker gefangennehmen will, um sie 
zu versklaven, führt mit Hilfe der Staatssi- 
cherheitsgerichte einen totalen Krieg. Für 
unsere Völker gibt es keine Legitimität die- 
ser Gerichte, und es kann sie auch nicht ge- 
ben. Im Gegenteil, gegen solche Gerichte 
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zu kämpfen, ist legitim, und dies ist die Auf- 
sabe aller demokratischen revolutionären 
Kräfte. Aus diesem Grund werden wir, die 
patriotischen, revolutionären und sozialisti- 
schen Gefangenen, aus Protest gegen die 
DGM und deren Urteile ab dem 5. Sep- 
tember nicht an Gerichtsverhandlungen 
teilnehmen und die Identitätsfeststellun- 
sen und Anhörungen verweigern. Wir rufen 
alle patriotischen, revolutionären, demo- 
kratischen Kräfte zum Kampf auf, um das 
faschistische Bollwerk zu zerstören. Die 
Staatssicherheitsgerichte müssen geschlos- 
sen werden. Ihre sämtlichen Urteile und Be- 
strafungen müssen abgeschafft werden. 

Im Namen aller in allen Gefängnissen sich befin- 
denden Gefangenen der Organisationen PKK, 
MLKP DHKP-C, TKP/ML, TKP{ML), PYSK, Di- 
renis Hareketi, THKP-C/HDÖ, HKG, DHP: Sabri 
Ok, M. Akif Han, Sadi Özbolar, Nil Pinar Arin, Cig- 
dem Kazan, Çan Ali Türkmen, Adnan Halis, Ilhan 
Zeyrek, Ramazan Sadikogullari, Tuncay Kurttas, 
Hamza Demir, Meral Kidir. In Namen der Gefan- 
genen im Bayrampasa-Gefängnis von TIKB TKEP, 
Devrimci Yol: Hidir Gökturna, M. Ali Ayhan, Erdal 
Karagöz. 


Türkei 


Erneut Samstags- 
mütter angegriffen 


Wieder wurden die Samstagsmütter vom 
Galatasaray Platz in Istanbul von der Poli- 
zei angegriffen 

In den letzten sechs Wochen über 200 
Festnahmen 

Seit dem 27. Mai 1995 versammeln sich 
die Angehörigen der Verschwunden jeden 
Samstag auf dem Galatasaray-Platz in Ist- 
anbul, um gegen die staatliche Methode des 
Verschwindenlassens zu protestieren. Im- 
mer wieder wurden sie von Sicherheitskräf- 
ten der türkischen Regierung angegriffen, 
festgenommen, gefoltert und geschlagen. 
(...) Doch die Repression gegen die Sams- 
tagsmütter ist in den letzten Wochen noch 
stärker geworden. So wurden in den letzten 
sechs Wochen 239 Angehörige und Unter- 
stützerlnnen von den türkischen Sicher- 
heitskräften festgenommen. 

Auch heute, in der 175. Woche ihres Pro- 
testes, wurden die Samstagsmenschen von 
türkischen Sicherheitskräften angegriffen 
und 21 von ihnen festgenommen, darunter 
auch drei Kinder. Mit ihnen wurde auch ei- 
ne deutsche Gruppe sowie die Mutter von 
Eva Juhnke, deren Tochter in dieser Woche 
von dem Staatssicherheitsgericht (DGM) 
in Van in Abwesenheit zu 15 Jahren Haft ver- 
urteilt worden ist, festgenommen. Nach 
zwei Stunden wurde die deutsche Gruppe 
aus der Polizeihaft entlassen. Doch entge- 
gen der Zusage, daß mit der Freilassung der 
deutschen Gruppe alle weiteren Festge- 
nommenen auch freikommen, blieben die- 
se zwei lage in Haft in Haft. 

Wir schließen uns den Forderungen der 


Samstagsmütter an: 
sofortige Freilassung aller Verhafteten das 
Schicksal der bis jetzt Verschwundenen muß 
aufgedeckt werden das Verschwindenlassen 
von Menschen muß ein Einde haben die Ver- 
antwortlichen für das Verschwindenlassen 
müssen zur Rechenschaft gezogen werden 
e Kurdistan 


Verbot von Kurtulus 


Deutsche Exekutive 
zensiert 


Wir fordern den Innenminister auf, das Ver- 
bot der Zeitung „Kurtulus“ aufzuheben! 

Die in der Türkei seit mehr als elf Jahren 
trotz härtester Repression legal erscheinende 
sozialistische Wochenzeitung Kurtulus, die 
immer größere Verbreitung sowohl in der 
Türkei alsauchiE ‚uropa findet, wurde am 13. 
August 1998 im Zuge des DHKP-C-Verbotes 
in Deutschland verboten. 

Während zur Zeit in Hamburg ein Prozeß 
gegen drei mutmaßliche Mitglieder der 
DHKP-C läuft, in dessen Rahmen auch die 
Frage entschieden werden soll, ob die Kurtu- 
lus als Presseorgan der DHKP-C bezeichnet 
werden kann, ignoriert der deutsche Innen- 
minister Manfred Kanther die Judikative der 
Bundesrepublik Deutschland und erklärt die 
Kurtulus vorab zum „DHKP-C-Organ“. 

Die sozialistische Wochenzeitung Kurtu- 
lus, eine wichtige Stimme in der ansonsten 
weitgehend gleichgeschalteten Presse der 
Türkei, die aus der Opposition des Volkes be- 
richtet, ist selbst in einem Unrechtssystem 
wie der Türkei zwar starker Repression aus- 
gesetzt, dennoch aber legal. Daß die Zeitung 
„mit legalen Mitteln nicht zu verhindern ist“, 
wurde unlängst von den Machthabern in der 
Türkei zugegeben. Am 26. Mai dieses Jahren 
wurde der Besitzer der Druckerei in Istanbul, 
bei der die Kurtulus gedruckt wird, bedioht. 
Im Namen des Nationalen Sicherheitsrates 
(MGK) wurde ihm „nahegelegt“, die Zeitung 
nicht mehr zu drucken: „Gesetzlich können 
wir nicht verhindern, daß diese Zeitungen 
nicht gedruckt werden. Sie werden sie nicht 
mehr drucken. Wenn doch, Sie haben Kin- 
der. Es wäre schade um sie ...“ 

Auch bei uns hat die in türkischer Sprache 
erscheinende Zeitung eine wichtige Funkti- 
on für die mehr als zwei Millionen Menschen 
aus der Türkei in Deutschland. Sie berichtet 
von Entwicklungen in der Türkei, die von der 
allgemeinen Presse zensiert werden. So ist die 
Kurtulus beispielsweise die einzige Zeitung, 
die über die ‚Volksräte“ berichtet, einer 
selbstorganisierten Struktur, in der sich be- 
sonders nach dem Bekanntwerden der Ver- 
strickung von Konterguerilla und Mafia mit 
allen Institutionen des Staates der Türkei die 
Menschen zur Durchsetzung ihrer politi- 
schen und demokratischen Rechte organisie- 
ren. 

Die Mitarbeiter von Kurtulus in der Türkei 
sind seit Bestehen der Zeitung einer bruta- 
len Repression ausgesetzt. Immer wieder 


wurden Redaktionen der Zeitung von der Po- 
lizei gestürmt und verwüstet oder sogar von 
„Unbekannten“ zerbomt. Journalisten der 
Kurtulus wurden unzählige Male festgenom- 
men und gefoltert. Mehr als 30 ihrer Mitar- 
beiter sind im Gefängnis, mehrere Mitarbei- 
ter wurden ermordet. Trotzdem setzte die 
Kurtulus ihre Arbeit fort. 

Was dem Staat in der Türkei nicht gelin- 
gen will, versucht Innenminister Kanther 
nun per Dekret. Natürlich stellen die Ein- 
nahmen der Kurtulus in Europa einen nicht 
unbedeutenden Anteil der Finanzierung der 
Kurtulus dar. Während Kanther die Kurtulus 
per Definitionsmacht zum Organ der DHKP- 
C erklärt und mit dem Verbot der Zeitung ei- 
nen Schlag gegen die Finanzierungsquellen 
der DHKP-C führen will, schadet das Verbot 
in Wahrheit jedoch einzig und allein der Kur- 
tulus. Kanthers Schlag ist ein Schlag gegen 
die Pressefreiheit in Deutschland und in der 
Türkei. 

Es darf nicht zugelassen werden, daß die- 
ser Schlag zum Tragen kommt. Solidarität 
mit der Kurtulus ist ein Beitrag zur Verteidi- 
gung der Pressefreiheit überall auf der Welt. 

Das Verbot steht im Widerspruch zu den 
Prinzipien eines Rechtsstaates und zum 
Grundsatz der Pressefreiheit. Wir fordern die 
Aufhebung des Kurtulus-Verbotes! Die Kur- 
tulus muß leben! 

Zeiten Sie ihre aktive Solidarität durch: 

e Ihre Unterschrift unter die Forderung zur 
Aufhebung des Verbotes der Kurtulus und 
gleichzeitigen Beitrag zur Finanzierung einer 
Anzeige (Veröffentlichung der Forderung mit 
Unterzeichnenden) 

e Ihren Bezug eines Soli-Abonnements der 
Kurtulus (aus rechtlichen Gründen aus der 
Schweiz: Fax 0 41 6 13 01 09 58) und dem 
nverständnis, diese Entscheidung zu pu- 
blizieren. 

° Ihre Spende zur Finanzierung der Kurtulus 
(in der Türkei) auf das Solidaritätskonto und 
dem Einverständnis, dies zu veröffentlichen. 
e und natürlich durch Proteste an den Bun- 
desinnenminister. Wir bitte um eine Kopie 
an die Faxnummern von: „Stoppt Zensur“, 
Initiative für Pressefreiheit, Fax (04 31) 7 51 
41 oder (06 31) 457 22 


USA 


Behandlung für 
Leonard Peltier | 


Leonard Peltier erhält nicht die medizinische 
Behandlung, die er dringend braucht! 


Leonard Peltier, Gefangener aus der ameri- 
kanischen indianischen Bewegung (AIM), 
muß unter der amerikanischen Regierung 
und ihrer historischen Politik des Genozids 
gegenüber Indianern leiden. Selbst die US- 
Regierung hat schon des öfteren bekundet, 
daß sie nicht weiß, wer tatsächlich die Tat 
vollbracht hat, für die Leonard seit 22 Jahren 
im Gefängnis ist. Obwohl Leonards Verteidi- 


gung seine angebliche Schuld widerlegt hat, 
bleibt er zur Abschreckung im Knast, damit 
die US-Regierung denjenigen, die gegen die 
Interessen der transnationalen Gesellschaf- 
ten und der US-Politik aufstehen, zeigt, was 
ihnen blüht. 

Aber weil Leonards Stimme seit über 22 
Jahren selbst aus dem Kerker stark ist, versu- 
chen sie, ihn durch Folter zu brechen. Leo- 
nard hat gesundheitliche Probleme mit sei- 
nem Kiefer. Wegen der böswilligen Behand- 
lung des Springfield Medizin Centers, wel- 
che ihn fast umbrachte, hat sich der Zustand 
seines Kiefers stark verschlimmert. Das Ge- 
fängnis verweigert ihm einen Arzt von außer- 
halb, obwohl andere Gefangene dieses Recht 
haben. Die Mayo-Klinik, die auch früher 
schon andere Gefangene behandelt hat, hat 
einer Behandlung Peltiers längst zugestimmt. 
Leonard hat extreme, anhaltende Schmer- 
zen. Er kann noch nicht einmal sein Essen 
richtig kauen. Bitte helft, diesen Zustand zu 
beenden, und fordert über E-Mail, Leonard 
die Behandlung in der Mayo-Klinik zu ge- 
statten. 

- Kathleen Hawk, Director, Bureau of Prisons, 
„attention indicator“, via: 

swolfson@bop.gov 

- US- Senator Ben Nighthorse Campbell 

at: administrator@campbell.senate.gov 
erwähnt bitte auch, daß die Verweigerung sei- 
ner medizinischen auf die Tagesordnung einer 
Kongreßanhörung in Pine Ridge gesetzt wer- 
den soll, und wann diese Anhörung stattfinden 
wird (please ask that the prison’s refusal of me- 
dical treatment should be part of the Congres- 
sional hearings on Pine Ridge and the case of 
Leonard Peltier and when these hearings will 
take place.) 

- President Clinton at: President@whitehou- 
se.gov 


Zehn Jahre Administrativ-Haft 
Souha Bechara ist 


endlich freil 


Nach fast zehn Jahren Haft wurde Souha 
Bechara am 3. September aus dem Gefäng- 
nis Khiam in der israelisch besetzten Zone 
des Südlibanon freigelassen. 


Souha war im Novem- 
ber 1988 festgenommen 
worden, nachdem sie 
versucht hatte, Antoine 
Lahad, den obersten 
Kommandierenden der 
Südlibanesischen Ar- 
mee (der von Israel un- 
terhaltenen Miliz), zu 
töten. Wegen ihres Wi- 
derstandes gegen die 
Besetzung ihres Landes 
durch Israel und wegen 
ihrer Aktion blieb sie oh- 
ne Verfahren und Urteil 
fast zehn Jahre in Haft. 

Sie wurde als Geisel ge- 
halten. 

Die Haftbedingungen in Khiam sind eine 
eindeutige Verletzung aller Menschen- 
rechtskonventionen. 

In vielen Ländern gab es Mobilisierungen 
für Souhas Freilassung. Auf vielen Ebenen 
wurde darum gekämpft, ihre Freilassung 
durchzusetzen und die Schließung des Ge- 
fangenenlagers in Khiam zu erreichen. Ein 
wichtiger Schritt ist nun getan. 

Der Empfang Souhas wurde zu einer rie- 
sigen Demonstration linker und fortschritt- 
licher Kräfte im Libanon. Sie sprach vor 
15.000 Menschen in einem Fußballstadion, 
wo ihr zehnminütige Ovationen entgegen- 
gebracht wurden. Auch in den weiteren Re- 
den, die gehalten wurden - so z.B. vom Ge- 
neralsckretär der libanesischen KP von der 
Vorsitzenden der libanesischen Frauenver- 
einigung und vom ehemaligen maroniti- 
schen Bischof Beiruts - wurde der Hauptak- 
zent auf den Widerstandswillen gegen die 
Besatzung gelegt und auf die Forderung 
nach Anwendung der UNO-Resolution 425 
(für den sofortigen, bedingungslosen Rück- 
zug Israels aus Südlibanon). 

Souha Bechara wurden viele Fragen ge- 
stellt. An diesem freudigen Tag mochte sie 
kaum über die zurückliegenden Jahre spre- 
chen. Über ihre heutige Haltung befragt, 
sagte sie u.a.: 

„Meine Uberzeugungen haben sich nicht 
geändert. Im Gegenteil, ich werde mich 
dafür einsetzen, meinen noch inhaftierten 
Gefährten, die ich übrigens ehren möchte, 
zu helfen ...“ „Persönlich habe ich vor, ein 
normales Leben zu führen, wie vor meiner 
Inhaftierung. Ich hoffe, mein Studium wie- 
der aufnehmen zu können. Ich habe eine Li- 
zenz in politischen Wissenschaften an der 
libanesischen Universität vorbereitet. Und 
ich werde natürlich mit dem Kampf für die 
Befreiung meines Landes weitermachen.“ 

„Solange ein 'leil seines Territoriums be- 
setzt ist, ist der Widerstand Teil des libane- 
sischen Volkes. Ihn aufzugeben, würde be- 
deuten, einen Teil von mir selbst aufzuge- 
ben.“ (Zitate aus der libanesischen Tages- 
zeitung „UOrient le Jour“ vom 4.9.98, Uber- 
setzung: internationalistisches Komitee) 
Internationalistisches Komitee, Landwehr- 


platz 2, 66111 Saarbrücken 
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Interview mit einem ehemaligen baskischen politischen Gefangenen 


Unabhängigkeit und Sozialismus 


„Ich bin Joseba Uranga Gastesi, geboren in 
Tolosa, Gipuzkoa, am 26. Januar" 1964. Am 
19. Januar 1984 verhaftete mich die Guar- 
dia Civil in meinem Heimatort wegen Mit- 
gliedschaft in der ETA, und am 10. März 
1998 entließ mich der Staat wieder, nach- 
dem ich eine Anzahl Gefängnisse kennen- 
gelernt hatte - Carabanchel, Alcala-Meco, 
Herrera de la Mancha, Sevilla Il, Granada 
und El Puerto de Santa Maria H. Heute le- 
be ich wieder in 'lolosa, meinem Geburts- 
ort, und werde vielleicht bald mit Leire, mei- 
ner Freundin, in irgendeinem kleinen Ap- 
partement wohnen.“ 


Die Situation der baskischen 
politischen Gefangenen und die 
Solidarität mit ihnen 
Was würdest Du über die Zeit, die Du im Ge- 

fängnis verbracht hast, sagen wollen? 

Es war wirklich hart. Die Grausamkeit des 
Feindes überschritt alle Grenzen, besonders 
nachdem die Politik der Dispersion (= Zer- 
streuung) in Kraft gesetzt worden war, und 
das hatte eine schreckliche Wirkung auf 
uns, die politischen Gefangenen, psychisch 
und physisch sichtbar. "Trotzdem hatte ich 
während der langen Zeit im Gefängnis auch 
Gelegenheit, sehr gute Leute kennenzuler- 
nen, Leute, die zu Tenne sich wirklich ge- 
lohnt hat. Warum sollte man es nicht sagen, 
die Beteilung am Kampf für die Freiheit un- 
seres Volkes - auf der Straße, im Gefängnis 
- bietet auch viele positive Seiten, und ich 
habe sie dort erlebt. Man muß in Rechnung 
stellen, daß nicht im Gefängnis gefoltert 
wird, sondern wenn man verhaftet wird. Im 
Gefängnis ist schlechte Behandlung (durch 
Schläge usw.) völlig ‚normal’, sowohl für die 
sozialen als auch für die politischen Gefan- 
senen, aber das muß als Rache verstanden 
werden, als Rache, die die Gefängniswärter 
ausführen. Es ist zum Beispiel ganz deut- 
lich, daß nach einer ETA-Aktion überall ei- 
ne Welle neuer Schlä äge zu verzeichnen ist.“ 


Welche Medien konntest Du zur Informati- 
on benutzen? 

Bevor die Dispersion anfing, lasen wir ge- 
wöhnlich jede Woche die 7 eitungen und 
Zeitschriften der vorangegangenen "lage. 
Später erlaubten sie uns noch nicht einmal, 
den Egin in die Hände zu bekommen, und 
Jahre waren notwendig, irgendwie das Recht 
auf grundlegende Informationen garantiert 
zu bekommen. Heute haben sie in jedem 
Gefängnis ihre eigenen Kriterien. Gewöhn- 
lich kommt Egin bequem herein. Nicht aber 
Medien, die nach Meinung des Staates ‚ge- 
fährlich’ sind - darunter kann alles mögliche 
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fallen. 


Wie zeigt sich gegenwärtig der Widerstand 
der baskischen sang 

Der Widerstand der Gefangenen steht in ei- 
nem breiteren Kontext. Es ist so, daß in An- 
betracht dessen, daß der isolierte Gefange- 
ne konfrontiert mit der Dispersion wenig 
tun kann, die Abertzale-Linke (= „patrioti- 
sche Linke“) schon vor langem beschlossen 
hat, die Gefängnis-Iront auszuweiten und 
sie - folgerichtig - aus den Mauern der Ge- 
fängnisse herauszuholen. So liegt die Ver- 
pflichtung, dem Gefängnis entgegenzutre- 
ten, nicht in den Händen der Gefangenen 
alleine, denn in allen Bereichen und Sekto- 
ren, die die Abertzale-Linke erreicht, ent- 
wickelt sich der Widerstand. Drinnen ent- 
wickeln die Gefangenen Hungerstreiks, 
Einschließungen, Aufruhraktionen, Bezich- 
tigungen, alles in allem, Initiativen gemäß 
den geringen Möglichkeiten in ihrer Ver- 
antwortung. Draußen werden auf allen Ebe- 
nen Aktionen und Aktivitäten organisiert, 
wie sie zu jeder Organisation und jedem 
Mitglied der Abertzale-Linken passen. 


Welchen Wert hat die Solidarität mit den bas- 
kischen Gefang genen? 

Sie hat einen sehr großen Wert. Es ist ja so, 
daß sich Solidarität in zwei Bedeutungen 
präsentiert: Auf der einen Seite als Ausdruck 
der Menschlichkeit verstanden, auf der an- 
deren Seite als politisch zu verstehend, weil 
man letzten Eindes schon sieht, daß die bas- 
kischen Gefangenen als vollständig politi- 
sche zu betrachten sind. Diese Solidarität 
hat zum Beispiel die Erreichung von so vie- 
len Dingen in den Gefängnissen herbeige- 
führt. Für den Fall - das ist keineswegs we- 
nig - , dab man in einer sehr ernsten Situa- 
tion ist, hat der Druck der Straße die re- 
pressiven Maßnahmen zurückgeworfen. 
Daneben danken die Gefangenen von 
sanzem Herzen allen Initiativen für die So- 
lidarität, die man ihnen zuteil werden läßt, 
Solidarität in den eben erwähnten zwei Be- 
deutungen verstanden. 


? Welche Wege hälst Du für passend, die Ge- 
fangenen möglichst schnell ins Baskenland 
zu holen? 

Alle. Die schlimme Situation der Gefange- 
nen erlaubt keine Pseudo-Lösung und auch 
keine verlogenen Aussagen, wie sie ge- 
wöhnlich in diese Richtung gemacht wer- 
den. In diesem Sinn scheinen mir alle We- 
ge legitim zu sein, die eingeschlagen werden 
können, um die Gefangenen ins Baskenland 
zu bringen, ohne daß ich mich persönlich 
zu sehr mit dem einen oder anderen Weg 


identifiziere. Auf jeden Fall ist klar, daß es 
der Druck des Volkes sein wird, der die Ge- 
fangenen herbringen wird, und so scheinen 
mir Aktivitäten und Initiativen außeror- 
dentlich wichtig zu sein, die vereinheitlich- 
te Positionen der Leute fördern. Da gibt es 
Plattformen, Komitees und so weiter gemäß 
ihrem gesellschaftlichen Platz. Aber, wie ich 
sesagt habe, es muß die Vorstellungskraft 
des Volkes sein, die über die zu beschrei- 


tenden Wege entscheidet. 


Kann der baskische Konflikt beendet werden 
ohne Amnestie? Sucht die Ahertzale-Linke 
nach einer Möglichkeit, eine Amnestie zu er- 
reichen? 

Nein. Die Amnestie für sich selbst meint 
nicht die bloße Entlassung der Gefangenen, 
sondern daß die Probleme, die die Leute ins 
Gefängnis gebracht haben, auf eine gute 
und zufriedenstellende Art und Weise ge- 
regelt werden. Auf dem Weg der politischen 
Verhandlungen haben wir a einen Punkt, 
der zwischen ETA und dem spanischen Un- 
terdrückerstaat durch ein Übereinkommen 
geklärt werden muß, den Punkt der Amne- 
stie. Wenn einmal die Gefangenen und die 
politischen Flüchtlinge auf die Straße 
zurückgekehrt sind, wird es möglich sein, 
die Diskussion des Volkes demokratisch und 
in Freiheit zu entwickeln, so wie es verlangt 
werden muß. Andererseits ist die Abertzale- 
Linke nicht auf der Suche nach irgendeiner 
Möglichkeit, die Gefangenen frei zu be- 
kommen. Wenn sie sich bietet, fein! Aber 
auch die Gefangenen selbst haben oft zu 
verstehen gegeben, daß ihre Entlassung die 
Konsequenz eines Verhandlungsprozesses 
sein wird, und so sollte niemand denken, 
daß der politische Konflikt irgendwie da- 
durch überwunden werden könnte, daß die 
Gefangenen herausgeholt werden. 1977 gab 
es eine Amnestie, aber schon ganz kurze 
Zeit später begannen sich die Gefängnisse 
wieder mit neuen militanten Gefangenen 
zu füllen. Die Abertzale-Linke will Freiheit. 
Die Gefangenen, als Teil der Abertzale-Lin- 
ken stimmen mit diesem Ziel überein. 


Baskischer Sozialismus und „parti- 
zipative Demokratie“ - erreichbare 
Zielsetzungen oder bloßer Traum? 


Wenn das Volk selbst entscheiden kann, 
hältst Du es dann für ein mögliches Ergeb- 
nis, daß das Baskenland ein sche 
Modell wählen wird? 

Ja, aber es scheint mir nicht sehr passend zu 
sein, die Dinge so darzustellen. Nirgendwo 
hat es sich ereignet, daß das Volk den So- 
zıalismus durch ı ein Wahl ausgewählt hätte 


nen von der Polizei angegriffen 


- der Fall Allendes war nicht von solcher Na- 
tur - , sondern der Sozialismus wurde durch 
revolutinären Kampf erreicht. Das Volk 
kann sich für den Kampf entscheiden, und 
obwohl man fast alles darüber sagen kann, 
vermag das Kampfniveau im Baskenland 
gute Perspektiven zu eröffnen. 


Welche sozialistischen Modelle werden auf 
der Abertzale-Linken vorgeschlagen, die über 
die „partizipative Demokratie“ hinausge- 
hen? 

ïs scheint mir unnütz zu sein, Modelle vor- 
zuschlagen, da ja letzten Endes jedes Volk 
sein eigenes „Modell“ hervorbringen muß. 
Die Geschichte ist voller Veränderungen, 
täglich finden wir zahlreiche neu auftau- 
chende Flemente, und so würde es absurd 
sein, damit anzufangen, geschlossene Sche- 
mata zu konstruieren. Die Zeit wird uns An- 
weısungen geben, in welche Richtung wir 
gehen sollen und welchen Weg wir gehen 
müssen, und genau dann werden wir uns al- 
le darüber unterhalten, welches „baskische 
Modell“ „das baskische Modell“ sein soll. 


Glaubst Du, daß Herri Batasuna eines Tages 
den Ansatz „partizipative Demokrative“ hei- 
seite schieben, aufgeben wird, zum Beispiel 
um den Frieden zu erreichen oder um die Zu- 
sammenarbeit mit der Baskischen National- 
partei (PNV) zu erleichtern? 

Nein, das zu tun würde bedeuten, in sinn- 
lose politische Werkelei zu verfallen, da es 
ja die soliden und gesunden Grundideen 
sind, die die Leute der Abertzale-Linken zu- 
sammenführen, und in diesem Sinn sind bei 
uns einige Dinge schr klar - eines davon ist 
unser Mißtrauen gegenüber formeller Poli- 
tik. Ich glaube, Herri Batasuna muß die Zu- 
sammenarbeit mit der Baskischen Natio- 
nalpartei so weit wie möglich kultivieren, 
aber genau in der Art und Weise, in der es 
die Vernunft gebietet, das heißt, an verän- 
derlichen Momenten und Orten überein- 
zukommen, ohne die eigene Identität zu 


Wieder wird eine der zahlreichen Solidaritätsaktionen für die baskishen 


verlieren. 


Was die partizipative Demokratie hetrifft, 
glaubst Du, daf es genug Möglichkeiten gibt, 
diese schöne und vielversprechende Idee zu 
verbreiten? Weiß eine Mehrheit im Basken- 
land schon, was das Konzept bedeutet?“ 
Das ist relativ. Die meisten Informations- 
medien werden uns niemals helfen, die Idee 
zu verbreiten, und so ist es schwierig, die 
Leute massiv zu errreichen. Wie dem auch 
sei, die Abertzale-Linke hat schon vor lan- 
gem gelernt, daß es viel besser ist, wenn die 
Praxis die Projektion der Ideologie ist, als 
wenn man sich in der Luft verliert beim 
Sprechen über die Ideologie. Wir werden 
unseren Weg fortsetzen, das wird unser di- 
rektestes Ausdrucksmittel sein, und genau 
solch eine politische Pädagogik wird auch 
absolut notwendig sein. Worte und Taten, 
genau das ist unser Motto. 


Der baskische Konflikt und Herri 
Batasunas politische Möglichkeiten 


Welche Bedeutung haben die Beziehungen 
zwischen Herri Batasuna und den baskischen 
Gewerkschaften? 

Eine sehr große. Endlich einmal ist die po- 
litische Isolation, die uns der spanische Un- 
terdrückerstaat aufzwingen will, deutlicher- 
maßen um konkrete Problemfelder herum - 
Gefangene und so weiter - zerstört worden, 
und darüber hinaus ist klar, daß die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Abertzale-Lin- 
ken und weiteren linken Organisastionen 
absolut notwendig ist, um dem herrschen- 
den neoliberalen Trend entgegenzutreten, 
immer innerhalb der Dynamik des Kamp- 
fes, der in einem nationalen Bezugsfeld ver- 
standen werden muß. Diese Beziehungen 
müssen verstärkt werden, und ich bin sicher, 
daß Herri Batasuna alles in seiner Macht 
Stehende tun wird, damit man auf diesem 
positiven Weg weiter vorwärts kommt. 


er u age. 


Wie würdest Du den „Dritten gesellschaftli- 
chen Bereich“ definieren, und wie hewertest 
Du diesen Bereich? 

In den letzten Jahren haben im Baskenland 
viele Leute die parteienmäßige Teilung bei- 
seite gelassen und einige konkrete Probleme 
zu ihrem Kampffeld gemacht. Dies auf der 
einen Seite. Auf der anderen Seite gibt es ei- 
nen breiten Sektor von Leuten, dervon zwei 
Seiten her entstanden ist: Es gibt hier Leu- 
te, Abertzale und links, die in H offnungslo- 
sigkeit versunken sind während der langen 
Jahre unseres Kampfes, aber auch Leute, die 
sich bis jetzt in der Umgebung des Paktes 
von Ajuria Enea bewegen, obwohl sie nicht 
an eine militärische Lösung glauben. Ir- 
gendwie erscheint uns das, was den „Drit- 
ten gesellschaftlichen Bereich“ ausmacht, 
in letzter Zeit so: Es gibt keine Struktur, aber 
es ist hinreichend klar, daß die Mehrheit 
Abertzale und links ist, und daß der Bereich 
so die Notwendigkeit politischer Verhand- 
lungen zur Überwindung der gewalttätigen 
Parameter des Konflikts äußerst hoch ein- 
schätzt.“ 


Wird die ‚Einheit der baskischen Patrioten’ 
und die Zusammenarbeit zwischen PNV EA 
und Herri Batasuna Deiner Meinung nach 
eines Tages so funktionieren wie es sein soll- 
te? 

Wie bereits gesagt, bei uns ist das, was den 
größten Wert hat, die Praxis. Nun haben zu- 
mindest bis jetzt weder PNV noch FA In- 
formationen über ihren wirklichen politi- 
schen Willen angeboten. In Worten schon, 
sie können oft sehr schöne Dinge sagen. In 
der Praxis dagegen unterwerfen sie sich im- 
mer wieder dem spanischen Nationalismus 
auf den vielen Ebenen, die fundamental in 
der Realität unseres Volkes sein sollten - das 
heißt bezüglich der baskischen Sprache, der 
Erziehung, der Infrastrukturen ... Indem sie 
vom bloßen Willen zu wirklicher Arbeit, von 
Worten zu Taten übergehen würden, wür- 
den PNV und EA als politische Parteien an 
Glaubwürdigkeit vor der Abertzale-Linken 
gewinnen. Mit anderen Worten, die Zeit 
wird es uns sagen. 


Denkst Du, Herri Batasuna kann in der Zu- 
kunft ein Übereinkommen mit der Vereinig- 
ten Linken (Izquierda Unida) im Baskenland 
erreichen, um das Selbstbestimmungsrecht 
einzufordern oder auch um ein linkes Projekt 
voranzutreiben? 

Ja, aber dafür müßte die Vereinigte Linke ei- 
ne noch positivere Einstellung bezüglich 
des Konflikts einnehmen, besonders müßte 
sie auf dem baskischen nationalen Aufbau 
mit einer baskischen Perspektive bestehen. 
Was sie uns bis jetzt zeigen, ist Unterord- 
nung unter Madrid, verstanden in ideologi- 
scher und politischer Hinsicht, und so ist es 
- zumindest für den Moment - schwierig, an 
irgendein Übereinkommen zu denken. Auf 
jeden Fall hat die Abertzale-Linke sehr of- 
fene Appelle und Aufrufe vorgebracht, 
schon immer, aber besonders in der jüng- 
sten Vergangenheit, daß alle, die dem Kon- 
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flikt eine demokratische Lösung geben 
möchten, sich zusammentuen sollten, um 
für diese Lösung zu arbeiten. Die Vereinig- 
te Linke mag da ihren Platz finden, aber - es 
liegt in ihrer Hand. 


Kannst Du Dir die Unabhängigkeit des Bas- 
kenlandes vorstellen, ohne daß Nafarroa teil- 
nehmen würde? Was würdest Du vorziehen, 
die Unabhängigkeit ohne eine Provinz Na- 
farroa oder die lÜinheit Bizkaias, Arabas, Gi- 
puzkaoas und Nafarroas ohne Unabhängig- 
keit? 

Von der baskischen Unabhängigkeit ohne 
Nafarroa zu sprechen fällt mir sehr, sehr 
schwer. Dafür müßten die Einwohner Na- 
farroas sich dazu entschließen, ihren eige- 
nen Weg getrennt von uns übrigen Basken 
zu gestalten, und heute ist das schwer vor- 
stellbar, da keiner unserer Basken sich dort 
offen zum Recht auf Selbstbestimmung be- 
kennt. Undes ist klar, was ich vorziehen wür- 
de: Daß das ganze Baskenland unabhängig 
würde. Die übrigen Möglichkeiten erschei- 
nen mir als unbefriedigend. 


Neue Kampfformen und die Zu- 
kunft des bewaffneten Kampfes 


Viele Leute meinen, die baskische Abertzale- 
Linke kann nicht durch den bewaffneten 
Kampf der ETA den Sieg erringen, sondern 
durch ihre kluge und geschickte P olitik. Wel- 
che Zukunft siehst Da für die gegenwärtige 
Kampfform der ETA? 

Ich bin nicht Mitglied der ETA , und somit 
kann ich nicht wissen, welche Untersu- 
chungen und Analysen die Organisation in 
Hinblick auf die Zukunft tätigt. Jedenfalls 
kann jeder Analytiker sehr klar sehen, daß 
ETAs militärisches Vorgehen mit politi- 
schen Inhalten überreich versehen ist. Es ist 
ja so, dab ETA die Verantwortung für alle ih- 
re Aktionen durch Dokumente übernimmt, 
die mit Politik gefüllt sind. Und die politi- 
sche Glaubwürdigkeit, die ETA im Basken- 
land gewonnen hat, istnicht zu leugnen, was 
selbst ihr erbittertster Feind sicherlich zu- 
geben wird. Vorwärts blickend wird ETA 
meiner Meinung nach untersuchen müs- 
sen, wie die politisch-militärische Strategie 
in der heutigen baskischen Gesellschaft ver- 
standen werden kann, ausgehend von dem 
Weg, der durch den Bericht „KAS-Block- 
Leitfaden“ markiert ist. Jedenfalls hat ETA 
durch die Verkündung der „Demokrati- 
schen Alternative“ in alle vier Himmels- 
richtungen mitgeteilt, daß sie sofort den be- 
waffneten Kampf einstellen würde, wenn 
die Bedingungen für einen W: affenstillstand 
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erfüllt wären, und wenn wir berücksichti- 
sen, dab ETA das erste und das letzte Wort 
des demokratischen Prozesses in die Hände 
des Volkes gelegt hat, können wir sagen, daß 
ETA tun wird, was das Volk ihr durch Wort 
und Iat, aber notwendigerweise i in Freiheit, 
befehlen wird. 


Denkst Du, ein Teil der Abertzale-Linken ist 
der wichtigste? 

Die Abertzale-Linke ist historisch in bezug 
auf die Ideologie um ETA herum struktu- 
riert, und darüber hinaus hat die Härte des 
Kampfes sehr tiefe emotionale Bedingun- 
gen mit dem kollektiven Subjekt, das ETA 
annimmt, erzeugt. Aber die Abertzale-Lin- 
ke ist mehr, viel mehr als ETA, und ich bin 
sicher, daß ETA in ihrem Moment wissen 
wird, ihre Beiträge vollständig in politischen 
Organisationen zu leisten. Da die Achsen 
der Abertzale-Linken Unabhängigkeit und 
Sozialismus sind, sind ihre Strukturen 
Werkzeuge. Und natürlich kann ETA nichts 
anderes sein als genau das. 


Da ETA gewöhnlich versucht, ihre Gegner zu 
töten, können die spanischen Nationalisten 
ohne größere Probleme „die Einheit aller De- 
mokraten gegenüber der Gewalt“ einfordern. 
Da das Geld (in Spanien wie in der ganzen 
Welt) das Wichtigste und das alles Beherr- 
schende ist: Warum hat ETA Deiner Meinung 
nach bis jetzt noch nicht bedeutendere öko- 
nomische Ziele angegriffen, um dem Staat 
schmerzhaften ökonomischen Schaden zuzu- 
fügen? 

Meiner Meinung nach hat ETA lange Jahre 
hindurch hauptsächlich das antircpressive 
Feld bearbeitet. Zusammen damit hat sie 
die politischen und juridischen Strukturen 
des Staates ziemlich hart direkt getroffen. 
Daneben, daß es schwierig ist, eine andere 
Infrastruktur zu erreichen und aufrecht zu 
erhalten, die nötig wäre, ökonomischen 
Schaden zu verursachen, hat ETA meiner 
Meinung nach das Feld der Wirtschaft bei- 
seite geschoben, um andere Ziele zu tref- 
fen, die in den Analysen der ETA noch 
größere Bedeutung haben, bedeutend von 
Natur, aber zur gleichen Zeit vor den Leu- 
ten abstrakter bleibend als das Berühren der 
Wirtschaft. Daneben paßt meiner Meinung 
nach der Sachverhalt, daß ETA keine Ziele 
auf der Ebene der Wirtschaft angeht, in 
Rechnung stellend, wie wichtig diese sind, 
zu einer eigenen Analyse bezüglich des Pro- 
zesses, vielleicht denkt ETA ja, sie kann die- 
se möglichen Ziele für „andere Phasen“ las- 
sen, immer gemäß einer politisch-militäri- 
schen Lesart. 
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Was können wir aus dem irischen Frieden- 
sprozess lernen, wenn wir das Selbsthestim- 
mungsrecht für das Baskenland fordern wol- 
len und wenn die Abertzale-Linke das Bas- 
kenland von den Repressionskräften befreien 
will? 

Es gibt viel, was daraus gelernt werden muß, 
aber in einer kurzen Zusammenfassung 
würde ich das Folgende erwähnen: Als er- 
stes, daß durch bewaffneten Kampf, zu- 
sammen mit anderen Kampfmitteln, die 
politischen und juridischen Strukturen ver- 
ändert werden können; als zweites, daß ein 
Waffenstillstand nicht gewissermaßen eine 
Vorbedingung ist, um den Verhandlungs- 
prozeß in die Wi ege zu leiten und dann fort- 
zuführen; als drittes, daß ein politischer Mi- 
nimalkonsens zwischen den patriotischen 
Parteien und sonstigen Kräften absolut not- 
wendig ist, um vor der zentralistischen 
Macht stark zu erscheinen, und als letztes, 
um mich nicht zu weitschweifig auszulas- 
sen, da man den Frieden erreichen kann, 
auch wenn alles sanz dunkel aussieht, wenn 


der Wille dafür da ist. 


Welche Möglichkeiten siehst Du für die 
Abertzale-Linke, wenn sie neue Kampffor- 
men verwenden würde? Welcheneuen Kampf- 
formen würden Dir gut gefallen? 
Ohne irgendeinen Zweifel wäre das, was mir 
am besten gefallen würde, die Entwicklung 
eines Kampfes ohne Blutvergießen. Man 
muß sich bewußt sein, daß die politischen, 
kulturellen, sozialen, ökonomischen Initia- 
tiven und Aktivitäten der Abertzale-Linken 
weitaus reicher sind als eine bloße Pojekti- 
on der politisch-militärischen Praxis der 
ETA. Im täglichen Leben verwendet die 
Abertzale-Linke eine Menge gewaltloser 
Kampfmethoden - auf der Straße, in den In- 
stitutionen, in den Unternehmen und Fa- 
briken...Und man muß sich darüberhinaus 
dessen bewußt sein, daß wir sehr große Er- 
fahrung darin haben uns zu organisieren, bis 
wir eine lebendige, antreibende Kraft in ei- 
ner sozialen Dynamik werden. Die Abertz- 
ale-Linke hat eine sehr große Zukunft; bis 
jetzt haben wir unser politisches Projekt 
noch nicht praktisch umgesetzt, was wir vor- 
schlagen und kultivieren ist der Kampf für 
die fundamentalen demokratischen Rechte 
des baskischen Volkes. Nachdem die „De- 
mokratische Alternative“ erreicht ist,wird 
unser lanz beginnen. 
Dieses erste Interview führte Manfred Ostro- 
wski in Lastur, Gipuzkoa, am 4. Juli 1998. In- 
terviewpartner Joseba Uranga Gastesi, Ant- 
worten auf Baskisch. 
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